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Die Abgeordneten zum Natio~alrat Dr. PELIKAN und Genossen 
haben am 250 Juni 1981 unter der Nro 1292/J an den Bundes-

... 
kanzler eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend 
Beiräte p Kommissionen, Projektgruppen gerichtet,· welche fol
gendenWortlaut hat: 

"10 Welche der von Ihnen in der Anfragebeantwortung aus dem 
Jahre 1978 angeführten Projektgruppen p Beiräte und Kommissio
nen wurden seither aufgelöst 
a) wegen Abschluß der ihnen zugedachten Arbeiten? 
b) aus welchen sonstigen Gründen? 

2. Zu welchen Ergebnissen führten die Arbeiten der von Iru1en 
damals angeführten Projektgruppen, Kommissionen und Beiräte? 

30 Welch Beiräte, Projektgruppen p Kommissionen, Konferenzen, 
Ausschüsse und sonstige Arbeitsgruppen bestehen in oder 
bei Ihrem Ministerium oder wurden seit der letzten Anfrage
beantwortung errichtet o an denen auch Experten p Wissen
schafter oder sonstige Personen außerhalb Ihres Ressorts 
mitarbeiten? 

40 welches Timing wurde diesen Gruppen hinsichtlich ihres 
Arbeitsablaufes vorgegeben bz~,o welches Timing haben 
sich diese Gruppen selbst gesetzt? 

5. Welcher Budgetrahmen steht diesen Gruppen für ihre Arbeit 
zur Verfügung bzw. mit welcher Kostenhöhe wurden sie 
veranschlagt? 
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60 Wie lauten die Namen jener Personen p die im Rahmen einer 
der angeführten Projektgruppen, Beiräte, Kommissionen, 
Konferenzen, Ausschüsse und so~stigen Arbeitsgruppen 
mitarbeiten oder seit Jänner 1978 mitgearbeitet haben, 
ohne Beamte Ihres Ressorts zu sei~? 

70 Wie hoch ist die Entschädigung bzwo Entloh~u~g, die diese 
Perso~en für ihre Mitarbeit beziehen oder bezogen haben, 
namentlich aufgeschlüsselt? 

80 Welche Enqueten wurden oder werden im Zeitraum vo~ 1978 
bis 1981 von Ihnen abgehalten? 

90 Zu welchen Ergebnissen führten sie und wo finden diese 
Ergebnisse ihren Niederschlag, bzw. wie werden diese 
Ergebnisse weiterbehandelt? 

100 Welches Timing legen Sie den in diesen Enqueten behandelten 
Problemen zu ihrer Lösung zugrunde? 

110 Haben Sie - entsprechend der mit Nachdruck angekündigten 
Finanzplanung - auch Finanzierungspläne zu dem jeweiligen 
Problemkreis o der Gegenstand der Arbeit in den Projekten p 

Beiräten p Kommissionen, Konferenzen p Ausschüssen und 
sonstigen Arbeitsgruppen und Enqueten ist oder warp ausge
arbeitet? 

120 Wenn ja, wie lauten diese? 

Ich beehre mich, diese Anfrage namens des Bundeskanzlers 
wie folgt zu beantworteno 

Zu Frage 1 : 

Voa den in der Anfragebeantwortung aus dem Jahre 1978 ange
führten Beiräten, Kommissio~en und Projektgruppen wurden 
die vorübergehend geschaffenen Projektgruppen zur Erstellung 
des Berichtes über die Situation der Familie in Österreich 
(~Familienbericht 1979~ der Bundesregierung) wegen Abschluß 
der ihnen zugedachten Arbeiten aufgelösto 

Der bis Ende 1979 beim Bundeskanzleramt eingeriChtete familien
pOlitische Beirat ist im Zusammenhang mit der gesetZlichen 

- . I 
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Neuordnung der Zuständigkeit in Angelegenheiten der Familien
politik nunmehr beim Bundesministerium für Finanzen installiert 

(Bundesgesetz vom 17. Dezember 1979. BGBl. Nr. 555/1979). 

Die Projektgruppe zur Erstellung des Allgemeinen Teiles (Sicher

heitspolitische Analyse) zum Landesverteidigungsplan 1976 

hat ihre Arbeiten mit Erstellung und Ablieferung dieses Teiles 

beendet; doch hat sich der Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten eine abschließende Erörterung des Allgemeinen 

Teiles nach Beendigung der Behandlung der anderen Teile des 
Landesverteidigungsplanes 1976 'lorbehal ten, sodaß die Projekt

gruppe jederzeit reaktiviert werden kann. 

Bei der 9. Sitzung der Ös terreichi sehen Raumordnungsko'1ferenz 
(ÖROK) am 20 .. Juni 1973 wurde bereits die Frage der Neuorga
nisation. der UnterausschUsse der Stellvertreterkommission 
eingehend beraten. Ei1ige Unterausschüsse hatten die ih1en 
gestellten Aufgaben erfolgreich erfüllt, neue AufgabenbereiChe 
wurden überlegt und überdies sollte eine stärkere Koordinatiol 
zwischen den einzelnen Unterausschüssen erreicht werden, 
sodaß eine Neuorganisation von allen Mitgliedern der ÖROK 
für zweckmäßig bezeichnet wurde. 

Bei der 11. Sitzung der ÖROK am 18. Mai 1979 wurde auf Grund 
eingehender Vorarbeiten folgender Beschluß gefaßt: 

W1. Die Stellvertreterkommission sieht ab dem 31. März 1980 

folgende Neugliederung der Unterausschüsse vor: 
a) Unterausschuß KONZEPT 
b) Unterausschuß REALISIERUNG 
c) Unteraussthuß BERICHT 

Diese Unterausschüsse werden unter Berücksichtigung der Über
gangsbestimmungen ( siehe unten) die Tätigkeiteh gemäß der 
Geschäftsordnung der ÖROr wahrnehmen. 
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2 0 Die unter 10 genannten Unterausschüsse können je nach 
Bedarf für begrenzte Aufgaben Arbeitsgruppen einsetzen. 

So sollten .für .den U~terausschuß KO~ZEPT beispielsweise 
Arbeitsgruppen für das Österreichische Gesamtverkehrs
wegekonzept, für Probleme der Städte und Stadtregionen, 
für Probleme des ländlichen ?aumes oder für Gefahrenzo~en
pläne und allenfalls für Forschu~gsfragen eingesetzt 
werden 0 Die Hitglieder des betreffenden Unterausschusses 
sind über die Vorgänge in den Arbeitsgruppen vOllständig 
zu informieren .. 

30 Die Unterausschüsse KONZEPT und RSALISIERUNG werden aufge
fordert, ihre Arbeitsprogramme ab 310 März 1980 9 wenn 
erforderlich", neu zu formulieren und ihre Arbeiten auf 
die Erfördernisse der Erarbeitung des Österr. Raumordnungs
konzeptes zu konzentrieren .. 

4. Die Unterausschüsse BERG p BALL p DONAU samt Komitee NEBEN

BAHNEN gehen in den Unterausschuß KONZEPT, die Unteraus
schüsse INVEST und KOORD im Unterausschuß REALISIERUNG, 

der sich auch mit Rechtsfragen der Koordinierung befassen 
soll, auf. 

50 Die unter 4e genannte~ Unterausschüsse haben ihre laufenden 
Arbeiten bis 310 März 1980 abzuschließen und die noch 
offen bleibenden Agenden. insbeso~dere die noch nicht 
abgeschl?sSenen Werkverträge, dem nachfolgenden Untera}ls
schuß ~u Ubergeben. Damit sind diese Unterausschüsse 
aufgelösto 

60 Die Unterausschüsse BAYERN, FLUG-S und O-GRENZ, die ihre 
Tätigkeit gemäß Beschlüssen der Stellvertreterkommission 

schon ausgesetzt haben p gelten mit 10 Jänner 1980 als 
au.fgelöst .. 
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70 Die-Geschäftsstel1e-der ÖROK wird ermächtigt, dieerforder

lichen Maßnahmen'zur Überleitung der Budgets der aufzu
lösenden Unterausschüsse in die unter 10 genannten Unter
ausschüsse durchzuführen so~ie sonstige notwendige Maß
nahmen im Einvernehmen mit den Unterausschüssen vorzusehene 

8e Die unter 10 genannten Unterausschüsse werden aufgefordert. 
der Stellvertreterkommission zu ihrer Sitzung im Jahre 
1980 über die durchgeführte Reorganisation zu berichteno VV 

Sowohl d~s Kontaktkomitee mit Vertretern der kroatischen 
Volksgruppe als auch das Kontaktkomitee mit Vertretern der 
slowenischen Volksgruppe wurden nicht offiziell aufgelöst, 
seit dem Volksgruppengesetz aber - bis auf eine Ausnahme 
- nicht mehr einberufen. Da nicht ausgeschlossen werden kann, 
daß diese Kontaktkomitees in Zukunft in dieser oder jener 
Form wieder aktiviert werden p werden sie im folgenden als 
bestehende Kommissionen geführto 

Was den Programmbeirat Kurzwelle betrifft p so ist festzuhalten, 

daß gemäß dem am 200 Dezember 1977 unterschriebenen neuen 
Kurzwellenvertrag ein solcher Programmbeirat Kurzwelle fakulta
tiv bestellt werden könnte o 

Zu Frage 2 ~ 

Der Beirat der Verwaltungsakademie des Bundes erfüllte laufend 
die ihm vom Gesetzgeber aufgetragene Aufgabe der Beratung 
des BundeskanZlers und des Direktors der Verwaltungsakademie 
in Angelegenheiten der verwaltungsakademieo 

Auch der Aufgabenbereich der Personalvertretungs-Aufsichts
kommission ist gesetzlich umschriebeng Es obliegt ihr, über 
die Gesetzmäßigkeit der Geschäftsführung der Organe der Per
sonalvertretung zu entscheiden. 
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Die Arbeiten der Projektgruppen zur Erstellung des Berichtes 
über die Situation der Familie in Österreich (Familienbeirat) 

führten als Ergebnis zur Erstellung dieses Berichtes o der 
neben einer zusammenfassenden Darstellung sechs Teilhefte 

mit folgenden Titeln enthält: 

Heft 1 Struktur- und Bedeutu-1gswandel der Familie; Familie 
und Freizeit 

2 Familie und Recht; Familie und abweichendes Verhalten 

- 3:Erziehung und Ausbildu~'lg 
4 Wirtschaftliche und soziale Situation der Familie 

5 Famili~ und Wohnen 
6 Familie und Gesundheit 

Der familienpolitische Beirat beschäftigte sich bis zu seinem 

Ausscheiden aus dem B~~deskanzleramt mit folgenden Themen: 
Im Jahre 1978 in der 310 Sitzung mit Fragen des Familienlasten
ausgleiches p des internationalen Jahr des Kindes 1979 sowie 
t9Familie und Armut'O in Österreicho 

Im Jahre 1979 in der 320 Sitzung mit den Grundsätzen der 
Neuordnung des Jugendwohlfahrtsrechtes (anhand der seitens 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung und Bundes
ministeriums für Justiz erstellten Punktationen)v mit dem 
"Unterhaltsvorschußgesetz" (allfällige Novellier~g seitens 
des Bundesministeriums für Justiz) und dem Familienlastenaus
gleich (insbesondere Frage der allfälligen Altersstaffelung 
der Familienbeihilfen); in· der 3. Sitzu~g Erörterung des 
Entwurfes eines Bundesgesetzes über die Neuordnung der Zu
ständigkeit in Angelegenheiten der Familienpolitik (Übertragun.g 
der Kompetenz vom Bun.deskanzleramt in das Bundesministerium 
für Finanze~)o In dieser Sitzung wurde ein gemeinsamer Antrag 
des Beirates beschlösse.n p daß im Falle der Kompetenzänderung 
die bisherigen Aufgaben und Rechte des familienpolitischen 
Beirates in vollem Umfang gewahrt bleiben solleno 
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Im Rahmen der Koordinatio1. der Umfassenden Landesverteidigu:1g 
waren in der Anfragebeantwortung aus dem Jahre 1978 folgende 
Gremien angeführt~ 

a) Fachstab der Umfassenden Landesverteidigung; 
b) Projektgruppe "s taatsgrundnetz 10 p 

c) ·Projektgruppe zur Erstellung des Allgemeinen Teiles 

des Landesverteidigungsplanes 1976 (Sicherheitspoliti
sche Analyse); 

d) Arbeitsgemeinschaft "Statist~~"; 

Zu a) Da der Fachstab der Umfassenden Landesverteidigung 
ein Beratungsorgan im Sinne der Koordinierungstätigkeit 
des Bundeskanzleramtes ist p werden laufend Einzelprobleme, 

die beim Aufbau der Umfassenden Landesverteidigung auftauchen, 
beraten und Empfehlungen zu ihrer Lösung aus der Koordinie

rungssicht gegeben; dies geschieht laufendo 

Zu b) Diese Projektgru~pe wurde zur Erprobung und Effektuierung 
des Staatsgrundnetzes eingesetzt; die Arbeiten werden 
laufend fortgefÜhrt. Es fanden bisher i:1sgesamt 5 Fernsprech
betriebsübungen statt. die gewonnenen Erfahru:1gen wurden 
zusammengefaßt, ausgewertet und Konsequenzen in Form 
von Empfehlungen an die Staatsgrundnetz-Teilnehmer getroffeno 

Zu c) pie.se .P!.o~.;:jektgruppe ha t ihre Ar?~.i.t~n zunächst abgeschlossen; 
eine. Re.akt.ivierung - wie bereits ausgeführt - ist jedoch 
möglicho 

Zu d) Die Arbeiten der Arbeitsgemeinschaft 09Statistik" wurden 
gemäß dem in der konstituierenden Sitzung am 19 0 20 1981 
beschlossenen Arbeitsprogramm weitergeführto Das Schwerge

wicht lag zu Beginn des Berichtzeitraumes in der vorbe
reitenden Mitwirkung zur legistischen Berücksichtigung 
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der Umfassenden Landesverteidigung im Datenschutzgesetz 

(§ 4 Abs~ 3 Z .. 3).~ow~~. ~n weiterer Folge in der Erfassung 
und Konkretisierung des Datenbedarfes der Umfassenden 
Landesverteidigung. 

Da die einzelnen Arbeiten noch nicht abgeschlossen sind, 
fand im Berichtzeitraum keine Sitzung der Arbeitsgemeinschaft 
statt .. 

Das ADV-Koordinationskomitee sowie das ADV-Subkomitee haben 
eine Reihe grundsätzlicher Angelegenheiten insbesondere im 
Zusammenhang mit der Vollziehung des Datenschutzgesetzes 
behandelt .. So wurden Entwürfe für eine MusterbetriebsordnU:lg 
gemäß § 10 Datenschutzgesetz, für einen Mustervertrag gemäß 
§ 13 Datenschutzgesetz sowie für Datenschutzvereinbar~1gen 
ausgearbeitetm Im Rahmen des ADV-Koordinationskomitees erfolgt 
weiters eine grundsätzliche Behandlung über neue EDV-Verträge, 
die zwischen der Bundesverwaltung und Herstellerfirmen ausgehandelt 

wurden. Darüber hinaus wurden vom ADV-Subkomitee Ausbauanträge 
der einzelnen Bundesministerien im Hinblick auf Hardware 
und Software in monatlichen Sitzungen begutachtet. Dabei 

erfolgte eine Beurteilung sowohl hinsichtlich verwaltungsorga
nisatorischer Auswirkungen als auch im Hinblick auf Kosten-Nutzen
Überlegungen sowie nach Gesichtspunkten des Datenschutzes. 

Kommission ~emäß Bundesgesetz vom 2. Juli 1975 über die 
Förderung der Presse, BGBl.. Nr. 405/1975 ted.F. v.BGBI .. 
Nr. 394L1976, § 4 Abs. 3: 

Gemäß § 4 Abs. 2 leg. cit. hat der Bundeskanzler vor der 
völlstä~digen oder teilweisen Ablehnung eines Förderungsantrages 
ein Gutachten der Kommission ei~zuholen und der Bundesregie
rung vorzulegen. 
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BeiratJlemäß Bundesgesetz vom 90 Juli 1972 über die Förderung 

S taatsbürs:erlicher Bi.!!~.u,n[~arbei t im Bereich der poli tischen 
Parteien sowie der Publizistik, BGBL Nr. 272 Ld.F.v.BGBl. - -

Der Beirat hat gemäß § 3 Abs. 3~eveils vor Beschlußfassung 

der Bundesregierung über die Festsetzu:1g der Zusatzbeträge 

eine Stellungnahme abzugeben. 

. , 
Beirat gemäß Bundes~setz vorn 90 Juli 1972 über die Förderung 

.s.taa tsbür9:El:.E]'ich~E: ~~~~r~ei t -:i..m Bereich der politischen 
Parteien sowieJ!.er Publizistik p BGBlo Nr" 273/1972 i"d .. Fov .. 

BGBI .. Nro 324L19769 Abschn" II p §. 9 

Gemäß § ta"AbSe 2 leg. cit. ist der Grundbetrag von Förderungs

beiträgen auf Grund eines Gutachtens des Beirates unter Be
rücksichtigung des Umfanges g der Auflage und der wirtschaftli

chen Lage einer periodischen Druckschrift festzusetzen. 

Die Aufgabe der Staatlichen \rlirtschaftskommission ist die 
Beilegung von Streitfragen über die Wirtschaftsführung in 
verstaatlichten Unternehmungen auf Einspruch des Betriebsrates 

gemäß" § 112 Arbeitsverfassungsgesetzo 

In einem Gutachten vom 12. Mai 1981 stellte die Staatliche 
Wirtschaftskommissio:1 bezüglich des Einspruches des Zentral be

triebsrates der'Vereinigte Edelstahlwerke AG (VEW) betreffend 
die Überprüfung der Wirtschaftsfrage der VEW fest p daß der 

Einspruch des ZBR grundsätZlich nicht berechtigt.ist o sich 
allerdings die Gesamtzahl der erforderlichen Freisetzungen 
unter Berücksichtigung der für das Werk Judenburg gefundenen 

Möglichkeiten verringern wirdo 

Die mit Beschluß der Bundesregierung vom 9. März 1976 eingesetzte 

Industriekommission g welche unter Vorsitz des Bundeskanzlers 
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im Beri.<:.~~~~~i tr~~ _.~~~imal zusammengetreten is t 11 ha t die 
Aufgab~p strukturpolitisch wichtige Vorschläge und Maßnahmen 

zu berateno 

Im einzelnen befaßte sich die Industriekommission mit den 
Maßnahmen der Bundesregierung zu:r- Inves ti tionsförderung, 

Fragen der Beteiligungsfinanzier~lng und aktuellen industriellen 

Großprojekten" Weiters wurden das "Programm 80" der Vereinigung 
österreichischer Industrieller und die industriepolitischen 
Anregungen im Memorandum des .österreichischen Arbei terkammer-

. - - ~ . ._. • .. ~. "0._ ", . _ 

tages vom November 1979 diskutiert" Die Kornmiss.ion ha t b,='ratende 

F~kti?n, ist aber· selbst kein Entscheidungsgremiumo 

Das Interministerielle Kontaktkomi tee für die Koordi::lierung 
bundeswei ter Finanzieru:lgs- u:1d FÖrder~~.srseinrichtungen tri tt 

. . 
im Bundeskanzleramt i1 etwa m01atlichen Abstälden zusammen. 
Seine Bemühu::lgen kO:1zentrieren sich auf die Koordinati:::>'1 

der F~rderungen durch Abstimrr~ngen ihrer Schwerpunkte und 
Konditionen sowie auf die Beschleunigung der Kreditbearbeitu::lg 
und auf einengezielten Informationsaustausch zur Erleichterung 
von gemeinsamen· Finanzieruhgeno· 

Der mit Beginn des Jahres 1979 angebahnte regelmäßige Informa
tionsaustausch über die eingegangenen Förderungsansuchen 
wird gegenwärtig ausgeweitet ~~d vertieft. Im Sinne einer 
verbesserten Koordination der Förderungen soll es in Zukunft 
möglich sein, alle Fälle potentieller Dopoel- bzwo Mehrfach
förderungen schon im Zeitpunkt der AntragsteIlung lückenlos 
zu erfallen. Die computerunterstUtzte Verarbeitung der Förderungs
daten eröffnet die Möglichkeit umfangreicher globaler, regionaler 
und sektoraler Aggregierungen des induviduellen Informations
materials. Der derart gewonnene, verbesserte Informations-
stand wird für gesamtwirtschaftlich relevante Entscheidungs
prozesse von erheblicher Bedeutung seino Neben der eigentlichen 
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Koordinierungsaufgabe wird laufend daran gearbeitet. das 
Informationssystem zur Erfolgsko~trolle der einzelnen Förderun
gen auszubauen. 

rtlei ters setzt sich das Kontaktkomi tee laufend mi t strukturellen 
und konjunkturellen Problemen einzeLler Branchen sowie mi t 
bestimmten Einzelprojekten auseinandeTo 

Der bei der 12. Sitzung der Österreichischen Raumordnungsk8nferenz 

am 29 .. Juni 1981 beschlossene 30 Raumordnungsbericht (Schriften
reihe der ÖROK p Nro 27, Kapitel II; \{ien 1981; S 41~ff) (:nt-

hält einen ausführlichen Tätigkeitsnachweis der ÖROK und 
ihrer Organeo Je ein Exemplar.des 30 Ra~~ordnungsberichtes 

wird den Abgeordneten zum National~ und Bundesrat bis spätestens 

Ende September 1981 zugeheno 
Als wichtigstes Arbeitsergebnis der ÖROK im Berichtszeitraum 
wäre die Fertigs teIlung des tOÖs terreichischer.. Raumorci.l1ungs
konzeptes~ zu nenneno 

Das Konzept wurde bei der 120 Sitzung der öROr einstimmig 
beschlosseno Je ein gedrUCktes Exemplar des vOÖsterreichischen 

RaumordnungskonzeptesG wird den Abgeordneten ZlXffi National

und Bundesrat bis spätestens November 1981 zugehen. 

Im Rahmen der SChriftenreihe der ÖROK sind im Berichtszeitraw~ 

folgende Publikationen erschienen: 

1,. Raumordnung in Österreich, Herausgegeben '10:1 der ÖROr 
anläßlich der 40 Europäischen Raumordnungsministerk8nferenz 
in Wien, Oktober 1978, Wien 1978 

2ao Regional Planning in Austria, Published by ÖRor on the 
occasion of the 4th European Conference of Ministers 
responsible for Regional Planning g October 1978. Vienna 
1978 

2bo L°Amenagement du territoire en Autricheo Publie par I'ÖROr 
A Poccasion de la 4e Conference europeen des Ministres 
responsables de I°Amenagement du territoire A Vienne, 
Octobre 1978 p Vienne 1978 
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3.. Li teratur zur Raumforschung u~1d Raumplanung in Österreich, 
ÖROK-Dokumentation 1977/2, \Vien 1978 

4. Investitionsplanung und Raumordnung - Möglichkeiten der 
Aufstellung von Investitionsprogrammen und ihrer Abstimmung 
mit Raumordntmgskonzepten (Expertengutachten von Heinz 
Peter RILL und Heinz SCHÄFFER), Wien 1979 

5. ~iteratur zur Raumforschung tilld Raumplanung in Österreich, 
OROK-Dokumentation 1978/1, \,;ien "1979 

6~ Literatur zur Raumforschung und Raumplanung in Österreich, 
ÖROK-Dokumentation 1978/2 9 Wien 1979 

7. Literatur zur Raumforschung und Raumplanung in Österreich, 
ÖROK-Dokumentation 1979/1, Wien 1979 

8. ~iteratur zur Raumforschung und Raumplanung in Österreich, 
OROK-Dok~~entation 1979/2, Wien 1980 

90 Die Nebenbahnen in ÖSterreich - ihre verkehrs- und raum
wirtschaftliche Bedeutung, Zusammenfass~~g der Hauptergeb
nisse der ÖROK-Gutachten~ vhen 1981 

9a G Peter FALLER, Walter STÖHR und Marcus HETELKA: 
Globalanalyse u'ld vergleichende Einzelbewertung (beschränkte 
Auflage) 

9b o Standort und Markt Beratu,1g~gesellschaft mbHo: Güterverkehr 
(beschränkte Auflage) " 

9c~- Österreichisches Insti tut für Raumplanu.."lg: 
Teil I: Analyse Personenverkehr (beschränkte Auflage) 

9d. Österreichisches Institut für Raumplanung: 
Teil 11: Prognose Personenverkehr (beschrä~kte Auflage) 

ge. Österreichisches Institut für Raumplanung: 
Teil 111: Bewertungsergebnisse und Empfehlungen (beschränkte 
Auflage) 

9fG Österreichisches Institut für Raumplanung: 
Kartenband (beschränkte Auflage) 

10 .. ~iteratur zur Raumforschung und Raumplanung in Österreich, 
OROK-Dokumentation 1980/1 9 Wien 1980 

11 0 Systematik zum Zwecke der Vergleichbarkeit von Investitions
program..'1len der Gebietskörperschaften (Expertengutachten 
der Gesellschaft für das Öffentliche Haushaltswesen), 
Wien 1980 
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120 Stadterneuerung in Österreich (verfaßt von Peter WEBER p 

Institut für Stadtforschung) Herausgegeben von der ÖROK 
als Beitrag zur Europäischen Kampagne für Stadterneuerung, 
Wien 1981 

12a Urban Renewal in Austria (Written by Peter WEBER, Institute 
for Urban Research) Published by Ö~OK as a contribation 
to the European Campaign for the Urban Renaissande, Vienna 
1 981 

1 2b Remova tion Urbaine en Autriche (Ecri t par Peter WEBER p 

Institut de Recherches Urbai~es) Publie par lOÖROK comme 
co~tribution a la Campagne Europeenne p8ur la Renaissance 
de la Cite, Vienna 1981 

130 ~i teratur zur Raumforschung und Raumplanung L1 Österreich 9 

OROK-Dokumentation 1980/2 9 Wien 1981 

14. Dritter Raumordnungsbericht, Wien 19810 

Der Zlli~ Zwecke eines koordinierten Vorgehens auf dem Gebiet 

der Entwicklungshilfe und zur Beratung des Bundeskanzlers 
eingerichtete Beirat für Entwicklungshilfe hat laut § 8 des 
Entwicklungshilfegesetzes zum Dreijahresprogramm bzw o dessen 

Fortschreibung 'vor Vorlage an den Ministerrat angehört zu 
werden 0 Im Beirat werden aktuelle entwicklungspolitische Probleme 
und Hauptthemen der internationalen entwicklungspolitischen 
DiSkussion und ihre Auswirkungen auf die Gestaltung der österreichischel 

Entwicklungszusammenarbeit besprocheno Innerha,b des Beirates 

wurden eine Arbeitsgruppe für 10 Pro jektkri terien" sowie eine 
Arbei tsgruppe I' die sich mit dem "Brand t-Berich t 00 beschäftigt 11 

gebildete Die Arbeitsgruppe für ~Projektkriterien~ hatte 
sich die Aufgabe gestellt, für Maßnahmen der bilateralen 
Entwicklungshilfe Kriterien auszuarbeiten, die uoa o als Richt-

'linien zur Beurteilung VO"l Projektanträgen und zur Prüfu~g 
der Erreichung vo~ Projektzielen dienen solleno 

Die zweite Arbeitsgruppe untersucht den Nord-SUd-Bericht 
der Brandtkommission (ooBrandt-Bericht tv ) und prüft, inwieweit 
dieser als Orientierungshilfe für Österreich angewendet werden 

kann 0 
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In der Beurteilungskommission im Rahmen der Zinsenstützungs

aktion der Bundesregierung wurden in den Jahren 1978 - 1980 
740 Anträge mit einer g~stützten Summe von. S 30,526,386.000,-

in der Zinsenstützung bearbeiteto 

Das Expertenkollegium zur Neuordnung der Grund- und Freiheits
rechte ist seit der letzten Anfragebeantwortung zu keiner 
weiteren Sitzung einberufen wordeno Erst wenn die Vorarbeiten 
des von diesem Expertenkollegium eingesetzten Redaktionskomitees 
abgeschlossen sein werden p wird sich das Expertenkollegium 
mit den Ergebnissen dieser Arbeiten des Redaktionskomitees 

zu befassen habeno 

Das Redaktionskomitee des Expertenkollegiums zur Neuordnung 
der Grund- und Freiheitsrechte hat bisher insgesamt 59 Sitzungen 
abgehalten. Dabei wurden Formulierungsvorschläge zu einzelnen 

Grundrechtsartikeln eingehend besprochen. Wie die Beratungen 
im Expertenkollegium zur Neuordnung der Grund- und Freiheits
rechte selbst, sind auch jene des Redaktionskomitees vorerst 
als vertraulich zu betrachteno 

Die Kommissioi1 zur Vere.inhei tlichu:1.g. und Vereinfachu:1g der 
3sterreichischen Rechtsordnung befaßte sich fallweise gemäß 
§ 1 des Wiederverlautbarungsgesetzes mit beabsichtigten Wieder
verlautbarungen von Gesetzen und gab dazu ihre Stellungnahme 
ab. 

. . 

Das Kontaktkomitee mit Vertretern der slowenischen Volksgruppe 
in Kärnten ist seit dem Jahre 1977 nicht mehr einberufen 
wordeno 

Das Kontaktkomitee mit Vertretern der kroatischen Volksgruppe 

ist seit 1976 nicht mehr einberufen worden. 
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Die Verwaltungsreformkommission hat in der Zeit von 1978 
bis Juli 1981 11 Sitzungen abgehaltenQ Bei diesen Sitzungen 
wurden die verschiedensten Probleme im Zusammenhang mit der 
Verwaltungsreform diSkutiert und - der besonderen Aufgaben
steIlung der Verwaltungsreformkommission als ein beratendes 

Organ entsprechend - Empfehlungen erstatteto Die Ko~~ission 
befaßte sich dabei mit verschiedenen Aspekten der Verwaltungs
reform des Bundes, vor allem aber mit folgenden Fragen: 
Durchforstung der staatlichen Vorschriften und Verbote, Ver
besserung des Formularwesens, ReorganisatiJ(l der Bundesbe
triebe, Mikroverfilmu'1.g und Skartier11:J.g in der ':5ffentlichen 
Verwal tung 9 Errichtu:1g '10'1 AuskU:1.f tsstellen und anderen Ser
'!iceeinrich tungen der Verwal tU'lg, Geschäftsordnung der Bundes
ministerieh, Verbesseru:1.g der Rechtssetzulgstechnik (insbe
sondere "Legistische RiChtlinien"), Problematik der sogenannten 
Cornputerbescheide v -

Zur intensiven Beratung wichtiger Teilbereiche der Verwaltungs
reform wurden 4 Arbeitskreise gebildet, und zwar: 

Arbeitskreis 1 "Rechtsbereinigung und Gesetzgebungsvorbereitung", 
Arbei tskreis 2 ttRationalisierung in der Honei tsverwal tung", 

Arbeitskreis 3 "Rationalisierung in der VEJlSlaltung der Bundes-
betriebe", 

Arbeitskreis 4 "Verwaltungsservice und Information der Öffent
lichkeit über die Bundesverwaltung". 

Ferner wurden für die Behandlung von jeweilS aktuellen Einzel
fragen Arbeitsgruppen eingesetzte 

Die in der Regierungserklärung vom 190 Juni 1979 angekündigte 
Intensivierung der Bemühu:1.gen der Bundesregierung auf dem 
Gebiet der Verwaltungsreform fanden ihren Niederschlag auch 
in einer· ReGrganisa tiO'l der Verwaltungsreformkommission. 
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So wurde mit Beginn des Jahres 1980 zur Verbesserung der 
Arbeitsfähigkeit der Ko~ission die Zahl der ständiJen Xit
glieder beträchtlich reduziert. Dies soll freilich nicht 
zu einer Verminderung der B~ratungskapazität der Kommission 
führen; es werden daher für die Behandlung 'lJ0'1. Spezialfragen 
im Einzelfall sac~ku~dige Perso~en, insbeso"ldere aus verschie
denen Ressorts der Bundesverwaltung, den Sitzungen der Ver

waltun~sreformkommission beigezogeno 

Die Kommission zur Wahrung des Rundfunkgesetzes ist eine 

Beschwerdeinstanz, die gesetzlich im Rundfunkgesetz vorge
sehen ist o und hinsichtlich derer der Natur ihrer Tätigkeit 
nach nicht von WErgebnissen oo ihrer Arbeit gesprochen werden 

kann. Sie hat behördliche Entscheidungen zu fälleno 

Die Arbeitsgruppe zur Koordinierung von Vorschlägen zu einer 
Reform der Bundesverfassung hat sich in insgesamt 32 Sitzungen 

mit verschiedenen verfassungsrechtlichen Fragen befaßt. Das 

Bundesverfas~ungsgeset~ vom 1 0 Juli 1981, BGBlo Nro 350, 

geht auf diese Beratungen zurücko 

Der Rat für Auswärtige Angelegenheiten ist ein Beratungsorqan. 
in welchem fallweis.e auf3enpol i tische Fragen behandelt 'uerden. 
Von "Ergebnissen u im Si"me der Anfrage kann zufolge der Natur 
dieses Gremiums nicht gesprochen werdeno 

Zu Frage 3 : 

Dem Beirat der Verwaltungsakademie des Bundes, die Perso~al
vertretungs-Aufsichtskommission und die Ko~~ission für 
Angelegenheiten der Information und Dokumentation gehören 
auch Fachleute von außerhalb meines Ressorts an. 

Sowohl in den Projektgruppen zur Erstellung des Familienberichtes 
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1979". als. auch im familienpoli tischen Beirat sind Experten, 
Wissenschafter und sonstige Personen von außerhalb des Ressort

bereiches vertreten gewesen. 

Seit der letzten Anfragebeantwortung bestehen beim Bundeskanzler
amt folgende Arbeitsgruppen bzwo sind neu eingerichtet worden: 

Interministerielle Arbeitsgruppen 
(in ·zeitlicherReihenfolge ihrer Einrichtung aufgrund 

von Ministerratsbeschlüssen) 
zur Förderung der Chancengleichheit und Gleichbehandlung 

der Frau im öffentlichen Dienst; 

zur Behandlung frauenspezifischer Angelegenheiten im Bereich 
des Unterrichtswesenso Zusätzlich haben sich zwei Unteraus
schüsse gebildet und zwar für die Problemkreise Lehrerfortbil
dung sowie für eine realitätsbezogene Darstellung von Frau 

u.1d Mann in den ÖS terreichi sehen Schul bUche.rn; 

zur Behandlung. frauenspezifischer Aspekte im Bereich Justiz; 

zur Behandlung frauenspezifischer Fragen im Bereich des Bundes

ministeriums für Inneres; 

zur Behandlung frauenspezifischer Angelegenheiten in Kunst 

und Kulturo 

Arbeitskreis Bäuerinneno 

Eine Erweiterung des ADV-Koordinationskomitees und des ADV-Sub
komitees ist seit der Beantwortung der letzten diesbezüglichen 

parlamentarischen Anfrage nicht erfolgto 

Als Kommission gemäß § 8 Bundesministeriengesetz wurde eine 
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Projektgruppe Zentrales Ausweichsystem eingerichteto In Durchführung 

des Ministerratsbeschlusses vom 30. Oktober 1979 soll diese 
Projektgruppe jene Maßnar~en vorbereiten, um ein Zentrales 
EDV-Ausweichsystern des Bundes im Raum Salzburg in Betrieb 
zu nehmeno 

Aufgrund des Ministerratsbeschlusses vom 280 Februar 1974 
wurden zum Zwecke der Koorq.~ni~r~g der.Umfassenden Landes
verteidigung die Vorsitzenden der vier Arbeitsausschüsse 
der Umfassenden Landesverteidiaung sowie des SO'lderausschusses 
für Verkehr und Nachrichtenwesen U:1.ter fallweiser Heranziehu:lg 
von Experten zu einem Fachstab U(lter dem Vorsitz des Bundes
kanzlers (ständiger Vertreter des Bundeskanzlers ist der 

Leiter der Abteilung I/5) zusammengefaßt. 

Am 31. Jänner 1975 wurde im Fachstab der Umfassenden Landes
verteidigung der Beschluß gefaßt, eine Projektgruppe UStaatsgrund
netz W einzusetzen o die sich aus Vertretern der Teilbereiche 
der Umfassenden Landesverteidigung sowie des Sonderausschusses 
für Verkehr und Nachrichtenwesen zusammensetzt o Den Vorsitz 
führt der Leiter der Abteilung I/5 des Bundeskanzleramtes. 

Mit der Erstellung des Allgemeinen Teiles zum Landesverteidigungs
plan waren die Herren Generalmajor Wilhelm KUNTNER g Universi
tätsdozent Dr o Hanspeter NEUHOLD und Oberstleutnant dG Heinz 
DANZMAYR, beauftragt p die zu einer Projektgruppe zusammenge-
faßt wurden. Diese Projektgruppe hat ihre Arbeit vorläufig 
beendeto 

Am 29. Februar 1976 fand U(lter dem Vorsitz des Leiters der 
Abteilung I/5 des Bundeskanzleramtes (stä'ldiger Vertrer des 
Vorsitzenden ist Rat Dr. Werner KLAMPFL) die konstituierende 
Sitzung der Arbeitsgemeinschaft "Statistik W statte Der Kreis 
der Mitglieder besteht aus Vertretern der vier Teilbereiche 
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der Umfassenden Landesverteidigung und des So~derausschus:es 
für Verkehr und Nachri.chten'lI'esen, aus Vertretern VQl Dienst
stellen ~nd Institutionen, die empirische Daten erheben oder 
Statistiken auswerten sowie aus fallweise herangezogenen 
externen Experteno 

Durch Beschluß der Bundesregiertltlcr vo;n 10 .. Mai 1974 wurde 
wie bereits bei der Beantwortung früherer Anfragen erwähnt 
die bis dahin keinem Bundesministerium zugeordnete Publizistische 

Arbeitsgemeinschaft vom BundeSkanzleramt übernommen ~~d als 
Kommission im Sinne des § 8 des Bundesministeriengesetzes 
1973 eingerichteto 

Die Tätigkeit der genannten Arbeitsgemeinschaft besteht nicht 
nur in einem Informationsaustausch, sondern i~~er mehr in 
einer Koordinierung aller Aktivitäten, die geeignet sind, 
Österreich auf wirtschaftlichem, kulturellem, politischem 
und sozialem Gebiet im Ausland darzustellen wld für Österreich 
zu werbeno 

Die Tätigkeiten der Publizistischen Arbeitsgemei~sctaft (PAG) 
sind als ständige Aufgabe zu seheno 

Die Publizistische Arbeitsgruppe tri t t in Abs tä:'lden von etwa 
zwei Monaten zusammen. Die Leitung obliegt dem Leiter des 
Bundespressedienstes, Sektionschef Dr .. Herbert Neumayer bzw. 
seinem Stellvertreter Ministerialrat Dr. ]ohann Krausam. 

Staatliche Wirtschaftskommission; errichtet gemäß §§ 112 
und 161 Abso 2 des Arbeitsverfassungsgesetzes p BGBI. Nr.22/1974 
und der Verordnung des Bundeskanzlers vom 25. Juni 1974, 
BGBl. Nr. 358/19740 
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Die Österreichische Ra~~ordnungskonferenz hat auf Basis der 
Neugliederung der Unterausschüsse der Stellvertreterkornmission 
im Rahmen der Unterausschüsse KONZEPT und REALISIERUNG seit 

1978 folgende neue Arbeitsgremien geschaffen: 

Arbeitsgruppe "Gefahrenzonenpläne 18 

Arbei tsgruppe otlNaturraumpoten tial:,:arten" 
Arbei tsgruppe 'OEmpfehlungen für die planmäßige Lenkung von -

Stadterneuerung" sowie 
'PEuropäische Kampagne zur Stadterneuerung" 

Arbeitsgruppe "Probleme der einsaisonalen Fremdenverkehrsge
biete und Gebiete mit großstädtischem Ausflugs

verkehr" 
Arbeitsgruppe "Abschließender Bericht 0Regio~ale Prognosen 

der Entwicklu~g der Bevjlkeru~g und Arbeits
stätten in. Österreich bis 1986'" 

Arbeitsgruppe "V.erkehrskon.zept; Erreichbarkeitsverhältnisse 

mit öffentlichen Verkehrsmitteln." 
Arbeitsgruppe ,oGrundlagenarbeiten des Österro Instituts für 

Raump lanung'O 
Arbei tsgruppe 90Energiefragen im ländlichen Raum" 

Arbeitsgruppe ttPlangrundlagen" 
Arbeitsgruppe "InvestitionenOo 

Zur Abwicklung der 1979 vom Ministerrat beschlossenen "Sonder

aktion des Bundeskanzleramtes zur Stärkung entwicklungs schwacher 
ländlicher Räume in Berggebieten Österreichs" wurde eine 
interministerielle Beurteilungskommission eingesetzt, in 

der auch Experten des "Bergland-AktionsfondsG vertreten sind. 

Zur Abwicklung der 1980 vom Ministerrat beschlossenen "Sonder
f~rderungsaktion Bund/Land Niederösterreich für das Waldviertel" 
wurde bei der Evidenzstelle beim ERP-Büro eine Geschäftsstelle 
eingerichtet, ebenso eine Beurteilungskommission, die VO:l 

') Bundes- und 5 Landesvertretern gebildet wirdo 
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Zur Abwicklung der 1981 vom Ministerrat beschlossenen otSonder

förderungsaktion Bund/Land Steiermark für die Obersteiermark'o 

luurde bei der Evidenzsteile beim ERP-Büro eLle Geschäftsstelle 

eingerichtet ~ ebepso eine Beurteilung.skommissio:1. 9 die VOl 

5 Bundes- und 5 Landesvertretern gebildet wirdo 

Auch in der Industriekommi ssi:::m u.1d im interministeriellen 

Kontaktkomitee .für die Koordinierung bundesweiter Finanzierungs

und F2!.'deruu....s:seinr.i.Sht_u-YJ.ge!!, arbei ten Personen von außerhalb 
des Ressorts mite 

Am 300 Oktober 1978 wurde mit Verordnung BGBlo Nro 524/1978 

die Reaktorsicher~eit~mmissi~ eingesetzto 

Gemäß § 7 des Entwicklungshilfegesetzes p BGBl., Nr .. 474/74 

besteht beim Bundeskanzleramt ein 3eira.!._f'y-r Entwicklungshilfe p 

dem Experteng Wissenschafter o Vertreter der Gesetzgebung o 

der Interessensverbände sowie Vertreter von Entwicklungshilfe= 

organisationen angehöreno 

Hinsichtlich der übrigen noch bestehenden Kommissionen, Beiräte 

usw. wird auf die Aufzählung inder Beantwortung der Frage 

2 hingewieseno 

Der Volksgruppenbeirat .. für die ungarische Volksgruppe wurde 

im Juli 1979 konstituiert. 

Die Datenschutzkommission und der Datenschutzrat wurden im .. 
April 1979 konstituierto 

Der Datenschutzrat ist ein Gremium zur Beratung rechtspolitischer 

Pragestellungen im Bereich des Datenschutzeso.Seine Kompetenzen 

ergeben sich aus § 42 des Datenschutzgesetzes p BGBloNro565/1978o 

Die Da tens,~hutz~mmission ist eine weisungsfreie Verwal tungsbe= 
hörde p die über Datenschutzverletzungen im öffentlichen Bereich 
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zu entscheiden hato Die Kompetenzen dieser Kommission ergeben 

sich aus § 36.DSGo Hinsichtlich ihrer Tätigkeit hat die Daten

schutzkommission gemäß § 46 AbsQ 1 DSG einen Bericht an den 
Bundeskanzler erstattet o der gemäß § 46 Abso 2 DSG dem National

rat vorgelegt werden wirdo 

Die Kommission für den v~rstärkten Schutz vor Mißbrauch be~ 
der Vergabe und Durchführung öffentlicher Aufträge ist eine 
Kommission zur Erarbeitung von Vorschlägen für dieVorgangsweise 

bei der Vergabe sowie für die organisatorischen Vorkehrungen 

bei der Durchführung öffentlicher Aufträge. Die Kommission 
wurde am 25'0 Juli 1980 konstituiert und hat ihre Tätigkeit 
in der 12e Sitzung am 150 Oktober 1980 mit der Erstattung 
von Vorschlägen auf dem Gebiet des Vergabewesens, der Errichtung 
ausgegliederter Rechtsträgerg auf dem Gebiet des Strafrechtes 

.. ,und des-Steuerrechtes,abgeschl~sseno 

Die Kommission zur Erarbeitung vo~ Vorschlägen im Interesse 
der Objektivierung der Postenvergabe im verstaatlichten Bereich 
wurde im März 1981 als Kommission gemäß § 8 des Bundesministerien
gesetzes 1973 beim Bundeskanzleramt eingerichtete Die Aufgabe 
der Kommission bestand darin, den Bundeskanzler durch Erstattung 
von Vorschlägen, in welcher Weise am besten eine Objektivierung 
der Besetzung von Posten in Unternehmen, deren Anteile zur 
Gänze oder mehrheitlich im Eigentum des Bundes stehen, gesichert 
werden kann, zu berateno Die Kommission hat mit der Vorlage 
eines entsprechenden Gutachtens am 10 Juli 1981 ihre Aufgabe 
erfüllto 

Zu Frage 4 : 

Der Beirat der Verwaltungsakademie, die Personalvertretungs
Aufsichtskommission und die Kommission für Angelegenheiten 
der Information und Dokumentation sind der Natur ihrer Aufgabe 
nach stä~dig tätigo Ein Timing kommt daher nicht in Frageo 
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Für die Projektgruppen zur Erstellung des Familienberichtes 
l2Z2 gab es ein Timing mit dem Ziel, die Herausgabe dieses 
Berichtes der Bundesregierung in der ersten Jahreshälfte 

1979 zu ermöglichen. Der Familienbericht 1979 (unter der 
Federführung des Bundeskanzleramtes u~d der verantwortlichen 
Lei tung von Frau Staatssekretär Slfri.ede KARL) ist mH.: Minister
ratsbeschluß vom 2 0 Mai 1979 dem Parlament vorgelegt worden. 

Beim familienpolitischen Beirat gab es kein Timing, da es 
sich hiebei um ein permanentes Gremium handelto Das gleiche 
gilt für die bereits angeführten neu eingerichteten Gremien 
beim Bundeskanzleramt. Die interministeriellen Arbeitsgruppen 
(unter dem Vorsitz der Frau Staatssekretär im Bundeskanzleramt 
Johanna DOHNAL) haben sich zum Ziel gesetzt p frauenspezifische 

Probleme in Gesetzgebung, Vollziehung und Gesellschaft in 
bestimmten Ressortbereichen (Justiz, Inneres p Unterricht, 

Kunst und Öffentlicher Dienst) zu erörtern ~~d Lösungsvor-
schläge zur gegebenen Zeit zu erarbeitene An den Lösungsmodellen 
arbeiten Vertreter verschiedener Ressorts p Experten und Interessens

vertreter mito Gesetzliche Novellie~~gen in verschiedenen 
Bereichen (z .. B .. Staatsbürgerschaft, Unterhalt, Paß'Jfesen, 
Personen-, Eherecht), die teilweise auch noch in Planung 
stehen, sowie das Förderungsprogramm für Frauen im öffentlichen 
Dienst zählen zu den wichtigsten Ergebnissen bzwo Vorhaben 

der interministeriellen Arbeitsgruppen. 

Arbeitskreis Bäuerinnen:· Um die speziellen Probleme der Bäuerinnen 
laufend zu beraten ur1d Ini tia ti '·en für Lösungen vorzuschlagen, 
wurde dieser Arbeitskreis im Jahre 1980 geschaffen (Vorsitz: 
Frau Staatssekretär DOHNAL)p dem Vertreterinnen aller Bauern

organis~tiq0:..e1}_~!lgehörer:t. Schwerpunkt für den Herbst 1981 

ist die. Era:r:l?e~'t;.ID:lg v~m. yorscf:1lägen für. d~e . ~de.rung der 
landwirtschaf·tlichen Schulen für Mädchen. 

.. - . - . . 
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Der Fachstab der Umfassenden Landesverteidigung ist ein auf 
Dauer eingerichtetes Koordina tio~1sorgan p das jährlich zu 
mindestens einer Sitzung zusammentritto Da die Koordinierungs

tätigkeit als ständige Aufgabe anzusehen ist, kann eine zeit
liche Begrenzung der Tätigkeit des Fachstabes nicht angegeben 

werden" 

Der Projektgruppe "Staatsgrundnetz tW ist kein besonderer Zeitpunkt 
für die Beendigung ihrer Tätigkeit gesetzt, da die Einweisung 
der Bedarfsträger einen längeren Zeitraum in Anspruch ne~~en 

und durch wiederholte Übungen unterstützt '"erden müssen ;.lud 
darüber hinaus die erforderlichen G~erprüfungen einen Dauer
prozeß darstelleno 

Der Arbeitsgemeinschaft "Statistik" ist kein Timing gesetzt, 
da es sich um ein permanentes Gremium mit koordinierender 
Tätigkeit auf dem Gebiet des empirischen Bedarfes der Umfassen

den Landesverteidigung handelt" 

Beim ADV-Koordinationskomitee und dem ADV-Subkomitee besteht 
im Hinblick darauf, daß die Koordinationsaufgabe laufend 
Aktivitäten erfordert p um auf Grund vorhandener Informationen 
koordinierend eingreifen zu können, kein Timing im Si:1,ne 
der Anfrage 0, 

Bei der Projektgruppe Zentrales Ausweichsystem (ZAS) ist 

vorgesehen~ daß die Vorarbeiten am 10 Februar 1982 soweit 
abgeschlossen sind, daß das Zentrale Ausweichsystem den Be
trieb aufnehmen kanne 

Ein Timing bei der Kommission zur Förderung der Presse und 
den Beiräten über die Förderung staatsbürgerlicher Bildungs
arbeit ein Bereich der POlitischen Parteien sowie der Publizistik 

(BGBloNro394/76, Abschnol p § 3,Abso 2 und BGBl .. Nr" 394/76, 
Abschnoll) erfolgt unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Termine" 

1311/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)24 von 66

www.parlament.gv.at



- 25 -

Die Staatliche Wirtschaftskommission beim Bundes~anzleramt 
wird gemäß §§ 112 und 16; t> Abs .. 2 des Arbeitsverfassungsge:
setzes p BGBlo Nro 22/1974 bzwo der Verordnung des Bundeskanzlers 

vom 250 Juni 1974, BGBlo Nr .. 358/1974, tätig .. 

Die Österreichische Raumordnungskonferenz ist ein permanentes 

Organ der Gebietskörperschaften zur gemeinsamen Erarbeitung 
und Fortführung eines "Raum::;rdnungskonzeptes für Österreich" 
U:1d zur "Koordinierung raumrelevanter Planungen und Maß:lahmen 
zwischen den Gebietskörperschaften"D 

Die für die Abwicklung der regionalen Sonderförderungsaktionen 
(Berggebiete~·Waldviertel~ Obersteiermark) eingerichteten 
Beurteilungskommissionen haben die Aufgabe, nach Maßgabe 
der einlangenden Förderungsanträge o diese expeditiv zu beurtei
len und Empfehlungen an den Bundeskanzler, den Ministerrat 
bzwo die davon betroffenen Landesregierungen abzugebeno 
Die Kommissionen treten ad-hoc je nach Bedarf zusammeno 

Die Reaktorsicherheitskommission ist auf unbestimmte Zeit 

eingesetzt wordeno 

Die Arbeitsgruppe zur Koordinierung von Vorschlägen zu einer 
Reform der Bundesverfassung hat sich weder selbst ein Timing 
gesetzt, noch wurde ihr ein solches vom Bundeskanzler vorgegeben. 

Das Expertenkollegium zur Neuordnung der Grund- und Freiheits
rechte kann ihre Arbeiten erst weiterführen, wenn die Vorarbei
ten des Redaktionskomitees abgeschlossen sind. Hi~sichtlich 
des Redaktionskomitees ist zu bemerken, daß ein Timing nicht 
bestehto 

Die Verwaltungsreformkommission befaßt sich mit einem Bereich, 
der in einem ständigen Prozeß begriffen ist, sodaß eine zeit
liche Begrenzung der Tätigkeit dieser Kommission schon ihrer 
Natur nach unzweckmäßig isto 
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Hinsichtlich der Kommission-für·den verstärkten Schutz vor 
Mißbrauch bei der Vergabe und Durchführung öffentlicher Aufträge 
darf auf das Gesagte zu Frage 3 der Anfragebeantwort~~g verwiesen 
werden 0 

Bei den übrigen hier nicht mehr erwähnten Kommissionen, kommt 

auf Grund ihres Tätigkeitsbereiches ein "Timing" nicht in 
Betrachto 

Zu Frage 5 : 

Die Tätigkeit im Beirat der Verwaltungsakademie des Bundes und 

in der ~mmission für Angeleqenheiten der Information und 
Dokumentation ist ehrenamtlicho 

Für die Perso:1alvertretungs-Aufsichtskommission wurden im 
jahre "1978 S 152.337 9 50, im jahre 1979 S 750850,-- und im 
jahre "1980 S 2220975,-- ausgegeben p für das jahr 1 981 si1d 
S 280 0 000,-- veranschlagto 

Die Arbeiten der Projektgruppen zum Familienbericht 1979 

erforderten einen finanziellen Aufwand von insgesamt 
S 1,692 .. 226,10 .. Die Reduzierung dieses Gesamtbetrages gegenüber 

dem in Beantwortung der parlamentarischen Anfrage Nr. 1962/J 

im jahre 1978 ausgewiesenen Gesamtbetrag in Höhe von 
S 1 0 7290242 0 50 resultiert aus dem Umstand seinerzeit nicht 
prognostizierbarer Umfangsreduzierungen diverser Manuskriptbeiträ
ge .. 

Die Tätigkeit des familienpolitischen Beirates erforderte 
mit Ausnahme verschiedentlich anfallender Reisekosten keinen 

finanziellen Aufwand, da die Tätigkeit in diesem Gremium 
ehrenamtlich isto Dies trifft auch für die aufgezählten neuen 
Arbeitsgruppen zu .. 
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Für die im Rahmen der Umfassenden Landesverteidigung angeführten 
Gremien sind im Berichtzeitraum keine Kosten erwachsen. 

Die Mitarbeit im Fachstab, in der Projektgruppe "Staatsgrundnetz lO 

sowie in der Arbei tsgemein.schaft 'OStatistik" erfolgt im Rahmen 
der Verwaltungstätigkeit; Kosten für die Mitarbeit von Experten 
sind keine angefallen. 

Für die Arbeit der beiden ADV-Koordinatiansorgane und der 
Projektgruppe ZAS sind ebenfalls keine Budgetmittel vorgesehen. 

Der Finanzierungsbedarf der ÖsterreiclÜschen Raumard..rlungskonferenz 

für 1979 (B~schluß der ÖRCK vom 200 Juni 1978) war für die 
Bedeckung der laufenden Aufwendungen und Expertisen mit 
S--3 650 .. 000,-- und für die Bedeckung der Arbeiten der Unter

ausschüsse mit S 4 050 .. 000,-- festgelegt .. 

Der Gesamtaufwand beträgt für 1979 somit einschließlich der 

Aufwendungen für das Österreichische Institut ft~ Raumplanung 
S 8 577.251,,89. 

Zur Bedeckung dieses Gesamtaufwandes tragen die ÖROK-Mitglie-
der vorbehaltlich der Bedeckung auch die Voranschläge der 

Gebietskörperschaften wie folgt bei~ 

Bund S 4 117 080 9 90 (48 %) 
Länder S 4 11 7 080 9 90 (48 %) 
ÖsterroGemeindebund S 1 71 545,05 (2 %) 
Österr .. Städtebund S 1 71 545,05 (2 %) 

S 8 577 251 9 89 (100 %) 

Beschluß der ÖROK (10. SitZU:1g, 26.601979): 

Der Finanzierungsbedarf der ÖROK für 1980 wird für die Be
deckung der laufenden Aufwendungen und Expertisen mit 
S 3 700 000,-- und für die Bedeckung der Arbeiten der Unter
ausschüsse mit S 4 100 000,-- festgelegt .. Der Gesamtaufwand 
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beträgt somit einschließlich der Aufwendu~gen für das Österr. 
Institut für RaUmplanung S 9' 789 979,04. Zur Bedeckung dieses 
Gesamtaufwandes tragen die ÖROK-Mitglieder vorbehaltlich 
der Bedeckung durch die Voranschläge der Gebietskörperschaften 

wie folgt bei:' 

BlLYld S 4 699 189,94 (48 %) 
Länder S 4 699 189,94 (48 %) 
Österr~Gemeindebund S 195 799,58 (2 %) 

Österr .. Städtebund' , " -s 195 799,58 ~2 %) 

S 9 789 979 11 04 (100 %) 

Beschluß der ÖROK (11 ~ Si tZUng" am 24.. Juni 1 980) : 

Der Finanzierungsbedarf der ÖROK für 1981 wird für die Bedeckung 
der laufenden Aufwendungen und Expertisen mit S_3 750 000,--

und für die Bedeckung der Arbeit~n der Unterausschüsse mit 
S 4 100 000,-- festgelegto Der Gesamtaufwand beträgt somit 
einschließlich der Aufwendungen für das Österro Institut 
für Raumplanung und der Europäischen Kampagne für Stadterneu
erung und Stadterweiteru1.g S 9 929 804,38. 

Zur Bedeckun.g dieses Gesamtaufwandes tragen die ÖROK-Hitglie
der vor~ehaltlich der Bedeckung durch die Voranschläge der 

Gebietskörperschaften wie folgt bei: 

Bund S 4 766 306,10 (48 %) 
Länder S 4 766 306,10 (48 %) 
ÖsterroGemeindebund S 198 596,09 (2 %) 
Österr .. Städtebund S 198 596,09 ~2 %~ 

S 9 929 804 11 38 (100 %) 

Beschluß der ÖROr ( 12 .. Sitzung p am 290 Juni 1 981 ): 

Der Finanzierungsb.edarf der ÖROr für 1982 wird für die Be
deckung der laufenden Aufwendungen und Expertisen mit 
S 3 500 000,-- und für die Bedeckung der Arbeiten der Unter
ausschüsse mit S 6 400000 11 -- festgelegt .. Der G~samtaufwand 
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beträgt sorni tei:1schließlich der Auf'wenduflgen für das Österr. 

Institut für Raumplanung S 9 900 000,--. Zur Bedeckung dieses 

Gesarntaufwandes tragen die ÖROK-Mitglieder vorbehaltlich 
der Bedeckung durch die Voranschläge der Gebietskörperschaften 
wie folgt bei: 

Bund 

Länder 

Österro Gemeindebwld 
Österro Städtebund 

S 4 752 000,-

S 4 752 000 9 -

S 198 000 11 --

S 198 OOOp--

(48 %) 
(48 %) 
(2 %) 

(2 %) 
S 9 900 000,-- (2 %) 

Für das Interministerielle Kontaktkomitee für die Koordinierung 

der bundesweiten Finanzierungs- und Förderungseinrichtungen 

gibt es derzeit keine Finanzierungspläneo Für die künftig 
anfallenden bescheidenen Auf'Jlendungen werden Überlegungen 

bezüglich der Erstellung von Finanzierungsplänen angestellto 
Für die Industriekommission bestehen ebenfalls keine Finanzierungs
pläne. 

Die bei den Arbeiten der Reaktorsicherheitskommission anfallen

den Kosten werden bei derl Krediten des Bundeskanzlera~tes9 
~ach ihrem jeweiligen Bedarf aufgebrachto 

Der Beurteilungskommi,ssio!!. iur SO:lderaktion des Bundeskanzler
amtes zur Stärkung entwicklungsschwacher ländlicher Räume 

in Berggebieten Österreichs stehen in den Jahren 1980 und 

1981 jeweils öS 15 Mio für diese Zwecke zur Verfüqungo 

Für die Beurteilungskommission der gemeinsamen Sonderförderungs
aktion Bund und Land Niederösterreich für das Waldviertel 
stehen aus Budgetmitteln des Bundes und des Landes jährlich 

je S 50,-- Mio zur Verfügungo 
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Für die Beurteilungskommission der gemeinsamen Sonderförderungs

aktion Bund und Land Steiermark für die Obersteiermark stehen 
aus Budgetmitteln des Bundes und des Landes jährlich je 

S 50~-- Mio zur Verfügung. 

Bei den übrigen Kommissionen und Beiräten - sie werden p um 

Wiederholungen zur vermeideng nicht aufgezählt - steht kein 

Budgetrahmen zur Verfügung. 

Zu Frage 6 

Dem Beirat der Verwaltungsakademie des Bundes gehören als 
Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder an: 

Mitglieder Ersatzmitglieder 

SC Ho~.Profo Univ.Doz. OR Dr. W61f OKRESEK . 

Dr o Ludwig ADAMOVICH 
SC DroJosef STIERSCHNEIDER 

SC MagoKurt ZELENY 

Landesamtsdirektor 
NHR Dr.Reinhold GSCW~AIIDTNER 
Landesamtsdirektor 

WHR DroAlfons TROPPER 
Dr.Gunter BEINHAUER 

DroGottfried WINKLER 
DroAlfred STIFTER 

AR Norbert TMEJ 

SC Dro Robert STICHT 

Dkfmo Ferdinand LACINA 

Obersenatsrat 
Dr. Karl THEUER 

Landesamtsdirektor 
HR DroLeopold SPEISER 

DroGottfried HANTSCHK 
Dr.Georg PISKATY 
DroRene SCHINDLER 

ZentralinspoFranz STODOLA 

Sekretär Dr.Johann CERMAK Kammerrat Dr.Hanns WAAS 

ooUnivoProfoDr.Friedrich KOJA ooUnivGProf~DroKurt RINGHOFER 
ooUnivoProfoDrcEgon MATZNER 
o.Univ.Profo 
Dr.Leopold SCHMETTERER 

o.UnivoProfeDroKurt ROTHSCHILD 
o.UnivoProfeDr.Norbert LESER 

ooUnivoProfoDr.Erich STREISSLER o.UnivoProfoDroPeter GERLICH 
ooUniveProf. o.Univ.Profo DroSteph~n VEROSTA 
Dr o Rudolf WOHLGENANNT 
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Zu Mitgliedern bzw. Ersatzmitgliedern der Personalvertretungs

Aufsichtsko~~ission sind bestellt: 

Stand Juli 1981 
Senatspräsident Dr. Walter SCHRAGEL (Vorsitzender) 
Hofrat Dr .. Günter SCHUBERT (Stellvertr .. doVorsitzenden) 

Hofrat Dr. Karl MULLER (Stellvertr. d.Vorsitzenden) 

Ministerialrat Mag. Dr. Herbert ZIEGELWANGER 

Oberrat Dr. Günther MAREK 

Ersatzmitglieder 

Hofrat Mag. Dr. Leopold STIX 
Senatspräsident Dr. Günter PULLEZ 

Hofrat Dr. Franz PETRASCH 

Senatspräsident Dr. Edgar TRIEBNIGG 
Senatspräsident Mag. Franz MAlER 

Richter Dr. Eckehart ZIESEL 

Ministerialrat Mag. Dr. Johann DUBA 

Ministerialrat Dr. Richard BLAHA 

Hofrat Dr. Friedrich KAISER 

Amtsrat Paul S'rUR,,1vl 

Mitglieder bzw o Ersatzmitglieder der Kommission für Angelegen

heiten der Information und Dokumentation 

Mitglieder: 

MinRat Dr. Christine KAINZ 
MinRat Mag Walter NE~NIRTH 

Oberrat Dr. Peter STIEGNITZ 
Oberrat Dr. Edith FIStHER 
MinRat Dr. SCHACHINGER 

Rat DKfm o Mago Georg PEIN 
Oberrat Mag. iur Gerhard SILVESTRI 
Ges • Dr CI Gre'gor WO SCHNAGG 

DKfm. Dr. Anton RAINER 
MinRat Dr. Gertrude WOREL 

Ober rat Dr. Sepp RIEDER 
OR Dro Friedrich FRITZ 
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MinRat Mag. iur RudolE JELINEK 
Rat Dr. Arthur WINTER 
Rat Dr. Waltraud KOTSCHY 
Ersatzmitglieder 
ObKoär Dro Heinrich PAWLICEK 
Wolfgang ALMSTÄDTER 
ObKoär Dr. Elisabeth BRANDSTÖTTER 
Rat Dr. Anton ROLLEDER 

OR DKfm. Mag 0 Gerhard UNTERBERG 
OR Dr. iur Rudolf APFLAUER 
Dro Margareta SCHREIDL 
Mag. Rudolf BERGER 
Kurt SCHOBER 
OR Dr. Helmut AUER 
Kmsr Dr. WilEried AICHINGER 
OR Mag. Dro iur Gerhard SCHWARZER 
Dipl.Ing. Harald GAUGG 
Rat Dr. Friedrich LACHMAYER 
Beim Familienpolitischen Beirat arbeiteten bis Ende des Jahres 

1979 folgende Personen mit: 
Mitglieder 

AbgozoNR Dr.Marga HUBINEK 
Werner MELTER 

AbgozoNRDr.Herbert KOHLMAIER 

Ersatzmitglieder 
Staatsanwalt Dr.Walter 

MEINHART 
LAbg.Hannes PROCHASKA 
ab Feber 1980,vorher 
Dr.Helmuth SCW~AB 
Dr.Gottfried OPITZ 

Katholischer Familienverband Österreichs: 
GenSekr.Heinrich GOTSMY OLGRoMag.Nerner ENGELMAIER 

Hofrat DiploIngoHermann DANNINGER Univ.Prof.DroTheodor 
TOMANDL 

Dr.Leopold KENDÖL Elisabeth SCHRITTWIESER 

Bundesorganisation Österreichischer Kinderfreunde: 
AbgozoNR DroErika SEDA DroLeopold POLITZER 
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BRat Hans MATZENAUER 

SenRat Dre Hans WEZULEK 

DroErich IRSCHIK 

Karl GERBEL 

B~ndeskammer der gewerblichen Wirtschaft: 
DroMartin MAYR Dr.Dietmar STRIMITZER 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs: 

Dr o Rudolf SCHUBERTH Dr.Friedrich NOSZEK 

Österreichischer Landarbeiterkammertag: 
Abg.zoNR.pKADiroDroHans HAFNER DiploIng.Ottilie KREUZER 

ÖS terreichischer Arbe.i terkammertag: 
DroEdith KREBS DroMargarete SCWNARZ 

Österreichischer Gewerkschaftsbund: 
LAbgoGabrielle TRAXLER Dr.Ferry MALY 
Bericht der Bundesregierung über die Situation der Familie 

in Österreich-Familienbericht 1979 

Autoren: 
Heft 1 - Struktur und Bedeutungswandel der Familie; 

Familie und Freizeit 

UnivoProfoDroWolfgang SCHULZ 

(Projektleiter) 
IFES 

UnivoProfoDre Gustav FEICHTINGER 

Dr. Richard GISSER 

Dr. Horst HAUSA 

UnivoAssoDroReinhold KNOLL 

Johann LADSTÄTTER 
UnivoAssoMag o Gerhard MAJCE 

Profo Franz NOWAK 
ÖsterroInstitut für Raumplanung 

Dro Bettina SCHMEIKAL 
UnivoAss.Dr.Hilde WEISS 
Dro Gerhard BONELLI 

Heft 2 - Familie und Recht; 

Familie und abweichendes Verhalten 
Min.SekroDr.Gerhard HOPF 
(Projektleiter und Verfasser in Zusammenarbeit mit 

UnivoProfe Dro Theo ÖHLINGER p MinoRat 
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Dr .. Alfred TUCHEK und Mi"1o Sekr.Dr. Roland MIKLAU) 
Ludwig Boltzmann-Institut für Kriminalsoziologie 
Heft 3 - Erziehung und Ausbildung 
MinSekro Dr. Eva KNOLLMAYER 
(Projektleiter) 
Dr. Gunter FALK 
Dro Marina FISCHER-KOWALSKI 
(gemeinsam mit Mag. Walter STEINBACHER) 
Dr. Richard GISSER 
Profo Dr. Henrik KREUTZ 
Dr. Norbert KUTALEK 
UnivoAssoDroBerhard RATHMAYR 
Dr. Wolfgang SCHMIDL 

(gemeinsam mit Dr.Karl Heinz GRUBER 
und UnivoDozGDroJosef THONHAUSER) 
Dro Harald SEIDL 

Dro Ingrid STROBL 
Helga STUBIANEK 
Dr. SYlvia WALLINGER 
Heft 4 - Wirtschaftliche und soziale Situatio:rl. der Familie 
Dr. Edith KREBS 
(Projektleiter) 
Dr.Brigitte ARNDORFER 
Karoline BOGNER 
MagoKarl DIRSCHMID 
Dr. Walter DITTRICH 
Dr. Irene GELDNER 

Johann KINIGADNER 
DiploVwoHerbert KRÄMER 
Dr. Gottfried MOLD 
Dr. Margarete SCHWARZ 
(gemeinsam mit Dr. Ingrid SCHÄFFER) 
MinRat Dr. Herbert TESCHNER 

Heft 5 - Familie und Wohnen 
Dipl.Ingo Rudolf FÜHRMANN 

(Projektleiter Sektionschef Dro Josef KAZDA) 
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Heft 6 - Familie und Gesundheit 
Österr.Bundesinstitut für Gesundheitswesen 
(Projektleitung) 
Gesamtredaktion 

Dro Trautl BRANDSTALLER 
Mitglieder der interministeriellen Arbeitsgruppe zur Förderung 
der Chancengleichheit und Gleichbehandlung der Frau im öffent-
lichen Dienst: 

Vorsitz: Staatssekretär Johanna DOHNAL 
Mitglieder: 

MinoRat Dr. Ernst WEBER 
OR Walter HELLMICH 
MinoRat Mag. Dr. KIESLICH 

Botschafter Dr. Hedwig WOLFRAM 
LR Dro Helga WINKLER -CAMPAGNA 
DKfmo Irene KATLEIN 
MinoRat Dr. Ernest LAUSCHA 
MinoRat Dr. Otto HEZINA 
OR Dr. Erika NIEDERLE 
OR Dr. Erwin HÖSS 

MinoRat Dr. Josef STAUDINGER 
Min.Rat Mag.Rudolf FÜCHSL 
OK MagoInge ROWHANI-SADONOUZDAH 
Min.Rat Dr. Gertrud WOREL 
Rat Dr.Eva KNOLLMAYER 

MinoRat Dro Leopoldine STUMPF 
Min.Rat Dro Kurt RUF 
Rat Dro Kurt HASLINGER 
Siegfried DOHR 
Hedwig UNTER 
Hermine WEISS 

KmsroDr.phil.Brigitta KARIPIDIS 
Dr.phil.Brigitte SVOBODA 
Rat Dr. Annelise HARASEK 

1311/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 35 von 66

www.parlament.gv.at



- 36 -

Dr.. Evelyne HÖNIGSPERGER 

Major Dr. Gerhard COLERUS 
Margit PLOTZER 
Ingeborg LEEB 
Friederike SCHULTEIS 
Gertrude KASTEN 
Mitglieder der interministeriellen Arbeitsgruppe zur Behandlung 

frauenspezifischer Angelegenheiten im Bereich des Unterrichtswesens 

OR Dro Albert RIEDER 

Rat Dr9 Anneliese HARASEK 
DKfmo Marianne BARGIL 
Bundesrat Dr.. Helga HIEDEN 
Abgoz.NR Edith DOBESBERGER 

Maria RECHBERGER 

Hofrat Dr .. Grete SCHUSTER 

Dro Helene PARTIK-PABLE 

Dr.. Helga FEISTRITZER 
Dr o Walter DENSCHER 
Experten für Schulbücher 

Prof. Christa BERGER 
Profo Dr o Anneliese FRANTSITS 
Prof. Dr o Herbert MICHL 

Hauptschullehrer Krista SATZKE 
Prof. MagoDr.Gunhild SCHMÖLZER 
Prof. Dr. Anneliese WUKSAN 
Dr. Josef KURZREITER 
Edith KNEIFL 

Profo MAYER 

Helga STUBIANEK 

Renate MARITSCH 
Experten für die Lehrerfortbildung 
MinoRat RETTINGER 
Min.Rat Mag o Walter KLAUS 

MinoRat Dr. Walter KNARR 
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UnivoProfo Dro Michael MITTERAUER 

Dro Marina FISCHER-KOWALSKI 
Dro Gertraud DIEM 

Dozent Ruth WODAK 

Dr o Rudolf WIMMER 

Mit[!ieder der interministeriellen Arbeitsgruppe zur Behandlung 

frauenspezifischer Aspekte im Bereich Justiz 

MinoRat Dre Herbert ENT 
Richter Mag .. Eberhard KROHMER 
Rosemarie LOGAR 

~echtsanwalt Dr o Helene DWORAK-KLAAR 
8xperten 

Hans SLANEC 
Ingrid DREI SCHÜTZ 

Karl STARECEK 
Mitglieder der interministeriellen Arbeitsgruppe zur Behandlung 
frauensp~zifischer Fragen im Bereich des Bundesministeriums 
für Inneres 

MinoRat Dro Friedrich MAYER 

MinoRat Mag. Friedrich HACKAUF 

Rechtsanwalt Dre Helene DWORAK-KLAAR 
Rat Mago Dr e Astrid SCHLOSSER . 

Mitglieder der interministeriellen Arbeitsgruppe zur Behandlung 

frauenspezifischer Angele~enheiten in Kunst und Kultur 

Dro Dieter SCHRAGE 

SC Dro Hermann LEIN 

Valie EXPORT 

Mag e Elena OSTLEITNER 
Expert!E..nen für I9BILDENDE KUNSTto 
Renate BERTLMANN 

Waltraud COOPER 
Charlotte SEIDL 

Jana WINSNIEWSKI 
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Liste des Arbeitskreises Bäuerinnen 
Dro Luise FORNLEITNER 
Gertrude KALLES 
Anni FELBAUER 
Hilde KERSCHBAUM 

Apgo~.N~ M~ria STANGL 
Abg.z.NR Helga WIE$ER 
Inge TSCHEPISCH 
Lilli ERTL 
Helene AUER 
AbgozoNR Ottilie ROCHUS 

LAbg. Kriemhild TRATTNIG 

Im Fachstab der Umfassenden Landesverteidigung sind als Mitglie
der vertreten~ 
BMfLV 

BMfI 

BMfHGI 

BMfUuK 

BMfV 

Der Leiter des Arbeitsausschusses "Mit 

General Hubert WINGELBAUER (bis 31.12.1980) 
General Heinrich SCHARFF (seit 1.1.1981) 
Der Leiter des Arbeitsausschusses "Z" 
Sektionschef Dr.. Gottfried LIPOVITZ 
Der Leiter des ArQ_ei tsausschusses IfTII" 
Sektionschef DKfm. Dr. Otto WANKE (bis 29.2.1980) 
Sektionschef DKfm. Gerhard MARSCH (seit 4.9.1980) 
Der Leiter des A~b~its~~s~chusses ItG" 

Mi~is~eri~lra~ Dr. Leo~old RETTINGER 
Der Leiter des Sonderausschusses für Verkehr und 
Nachrichtenwesen Sektionschef Dr. Karl HALBMAYER 

Darüber hinaus arbeiten im Fachstab mit: 
BMfLV 

BMfI 

Der Geschäftsführer des Arbei tsausschusses ''M'' 
Brigadier Karl ÖSTERREICHER (bis 30.~.1979) 
Divisionär Karl LIKO (seit 1. 10. 1979) 
der Geschäftsführer des Arbeitsausschusses "W" 
Ministerialrat Dr. Walter SCHWARZ (bis 4.9.1980) 
Ministerialrat Dr. Josef WINTERLEITNER (seit 4.9.1980) 

1311/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)38 von 66

www.parlament.gv.at



- 39 -

BMfUuK Der Geschäftsführer des Arbeitsausschusses "G" 

Oberrat Dro Gü~ter BÖHM 
BMfV Der Geschäftsführer des -Solderausschusses für Verkehr 

und Nachrichtenwesen 

Ministerialrat Dr. Gottfried B~~UNE 

Als Beobachter sind dem Fachstab beigezogen: 

BMfAA Der Generalsekretär für Aus'wärt: ige Angelegenheiten 

BMfl 

ao. und bev~ Botschafter MagoDr.Alois REITBAUER (bis 30.6.1981) 

Botschafter DDro Gerald HlNTEREGGER (seit 10701981) 
Die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit 

Ministerialrat Mag. Dro Karl RÖSSLER 
Die Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der 

Niederösterreichischen Landesregierung: 

Vortr. Hofrat Mag .. Dr. Alfred KORN 

Projektgruppe "Staatsgrundnetz" 

BMfLV Oberst lngo Franz HAJNY 

BMfV 

BMfHGI 
BMfl 

Oberst lng. Heinrich KLECATSKY 
Ministerialrat Dr. Gottfried BRAUNE 

Ministerialrat Dipl.lngo KUDRNA 
Regierungsrat lng. Karl LEITENBAUER 
Ministerialrat Dr. Josef WlNTERLEITNER 
Ministerialrat Dr .. Karl RÖSSLER 
Ministerialrat Dr. Herbert KOLM 

BMfUuK Oberrat Dr o Günter BÖHM 

Arbeitsgemeinschaft "Statistik"L 

BMfV Ministerialrat Dro BRAUNE 
WirkloAmtsrat Anna ZEDROHSER 

ÖBB Oberinspektor Adolf HIEBLINGER 

Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Dipl .. Ing. Thilde EBERLE 

Österr. Arbeiterkammertag 

Walter KLENNER 

Herbert KRÄMER 
Bundeslastverteiler lngo WINTER 
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BMfHGI Rat Dipl.lng. Dr. Heinz SATZINGER 
Ministerialrat Dr. Josef WINTERLEITNER 
Wirkl. Hofrat Dipl.lng. Friedrich POLLAK 

Mag. Dr. Leo CHINI 
Oberrat Dipl.lnge Mag. Alfred WEISS 

BMfSV Amtsdirektor josef JAKOB 
BMfI Ministerialrat Mag. Rudolf ~"ERNER 
Landesarbeitsamt Wien. 

Oberkommissär Dr. L.H.HENNERSDORFER 
Wirkl. Amtsrat GANSBILLER 

Hauptverband der Sozial versicherungsträger 
Herr STUBREITER 

BMfLV Oberstleutnant dG Peter KOMAN 
Oberstleutnant dG ErnestKÖNIG 
Amtsoberrevident Heinz HAILWAX 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
Dr. Werner TEUFELSBAUER 

Österr. Statist. Zentralamt 
Vizepräsident Wirkl.Hofrat Drojosef SCHMIDL 
Dr. Ingrid FUCHS 

Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der NÖ Landes
regierung 

Vortr. Hofrat Dr. Alfred KORN 
BMfWuF Wirkl. Hofrat DDr. Elmar WALTER 
Österr. Inst. für Wirtschaftsforschung 

Dr. Helmuth JEGLITSCH 
Johannes-Kepler-Universität Linz 

Dr. Helmut HAMBERGER 
Forschungszentrum Graz 

Dipl.Ing. W. LENTZ 
Österr. Institut für Raumplanung 

Prof. Werner JÄGER 
Dipl.Ing. Herbert BARTIK 

Albert JESSL 
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Der Teilnehmerkre±s der Arbeitsgemeinschaft "Statistik" ist 
seit der Anfragebeantwortung 1978 unverändert. 

Als nicht dem Bundeskanzleramt angehörige Mitglieder gehören 

dem ADV-Koordinationskomitee an: 
BMfAA aOouobev.Min.DDro Otto PLEINERT 

BMf~uT. _.~ini?terialrat DipI .. Ing. Eugen ZIMMERMANN 
BMfR Sektionschef Dr. Friedrich POINTNER 
BMfGuU Ministerialrat Dr. Johann BARTOSEK 
BMfHGI Ministerialrat Dro Herbert HAUFFE 
BMfI 

BMfJ 
BMfLV 
BMfLuF 

BMfsV 

BMfUuK 
BMfV 

BMfWuF 

PTV 
ÖBB 
ÖBF 

Ministerialrat Dr. Ernest LAUSCHA 
Ministerialrat Dr .. Josef GÄRTNER 
Brigadier Kurt RÖSSNER 
Ministerialrat Dipl.Ing. Walter GREIL 

Ministerialrat Dr o Rudolf DONHAUSER 
siehe BM für Gesundheit Uo Umweltschutz 

Ministerialrat DDr .. Johann CZEMETSCHKA 
Ministerialrat Dro Kurt BAUER 
Sektionschef Dro Wilhelm GRIMBURG 
Rat Dro Norbert ROZSENICH 
Ministerialrat Ing. Hans FUCHS 
Oberrat Dro Josef SINDELKA 
Hofrat DiploIng. Rudolf WAITZER 
Oberforstrat Dr. Paul KREXNER 
Externe Experten aus der Wirtschaft: 
DiploIng.Walter ANNER 
Dro Hermann BODENSEHER 
Otto BÖHM 

dem ADV-Subkomitee~ 
BMfF Sektionschef Dro Friedrich POINTNER 
BMfWuF Rat Dro Norbert ROZSENICH 

Externe Experten aus der Wirtschaft: 
DiploInge Walter ANNER 
Dro Hermann BODENSEHER 

Otto BÖHM 

1311/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 41 von 66

www.parlament.gv.at



- 42 

der Projektgruppe Zentrales Ausweichsystem: 
BMfI Hofrat Dro Helmut AMBROSI 
BMfV 
BMfF 
BMfLV 

Ministerialrat Dr. Walter KUDRNA 
Sektionschef Dr. Friedrich POINTNER 
Brigadier Kurt RÖSSNER 

Mitglieder der gemäß Bundesgesetz vom 2. Juli 1975 über die 
Förderung der Presse? BGBl. Nr. 405/1.975 i.d.F.v.BGBl.Nr.394/1976, 
gebildeten Kommission: 

Hofrat Franz GRÖSSL 
Intendant Wolf in der MAUR 

Zentraldirektor Hans MÖSEL 
DDr. Günther NENNING 
Prof. Fritz FEHRINGER 
Mag~ Franz IVAN 
Dr. Walter SCHAFFELHOFER (ausgeschieden) 
Dro Friedrich WEBER (ausgeschieden) 
Mitglieder des gemäß Abschnitt I § 3 Abs.2 des Bundesgesetzes 
vom 9. Juli 1972 über die Förderu~g staatsbUrgerlicher Bildu~gs
arbeit im Bereich der pOlitischen Parteien sowie der Publizistik 
BGBl. Nr o 272/1972 iodoFevoBGBleNr.394L1976 errichteten Beirates: 
AbgozoNR Fritz MARSCH 
Abgoz.NR Karl BLECHA 
Diro Univ.Profo Andreas KHOL 

Präs. Prof. Dr. Alfred MALETA 
LAbg.Horst SCHENDER 
SChef Dr. Johann ALTENHUBER 
SChef iQRo Mago Leopold OBERMANN 
Bundesgeschäftsführer Hans-Richard BOGNER 
Dr. Gerhard LOIDOLT 
Dro Michael AURACHER (ausgeschieden) 

Dro Tassilo BROESIGKE (ausgeschieden) 
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Mitglieder des gemäß Abschn"II § 9 des Bundesgesetzes vom 

9 .. Juli 1972 über die Förderung Staatsbürgerlicher Bildungsarbeit 

im Be~pich der pOlitischen Parteien sowie der Publizistik, 

~~I!!:......~:r:~_ ~.?Y:1972 i.!.q .. F'.voBGBloNr .. 394L1976, gebildeten Bei
rates: (1979 - 1981): 

Generalsekretär Dr. Alfred SCHNEIDER 

Dr a Herbert LACKNER 

Abg.zeNR Heribert STEINBAUER 

Abg .. z"NR DKfmo Holger BAUER 
Hans FELLINGER 

Univ" Prof .. Dr .. Kurt PAUPIE 

Univ.Profd Dr" Gerald STOURZH 
Prof .. Dr. Karl ARNOLD 

Hofrat Dr .. Stefanie PROCHASKA-NADHERNY 
Min.Rat Dr. Leopald RETTINGER 

Rat Dr .. Eva KNOLLHAYER 

Dr .. \-lalter SCHAFFELHOFER 

DKfm~ Franz STEIN 

Der in der Anfragebeantwortung im Jahre 1978 genannte Personen

kreis ist - abgesehen von Abg.zoNR STEINBAUER - nicht mehr 

im Beirat vertretene 

~ Publizistischen Ar,b.ei t,sgemeinschaft gehören - abgesehen 
von Bediensteten des Bundeskanzleramtes an: 

als Ressortvertreter: 

BMfAA Gesandter Dr.Gregor WOSCHNAGG 

RegRat ADire Charlotte PILSCHEK 

BMfHGI Min.Rat DKm. Dr.Adolf GROEGER 

Oberrat Dr. Heinrich HOF'ENEDER 

BMfI Mino Rat JU1ius Pß.NHARTER 

Rev.Alexander HIRSCHF'ELD 

BMfLV Obstlt doG. Karl SEMLITSCH 

Oberra t Dr. SARTOR.IUS-THALBORN 
BMfLF Oberrat Dipl.lng. Gerhard POSCHACHER 

BMfsV Oberrat Dr. Peter STIEGNITZ 

Wolfgang ALMSTÄDTER 
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BMfUK MinoRat Dr. Herbert OPPOLZER 
Mag. Norbert RIEDL 

BMfV--MinoRat Dr ri Alfred MICHOLITSCH 
BMfWF- ·Min.Rat Prof. Friedrich LANGER 
Als außerordentliche Mitglied~r wa~eh bz~o sind in der PAG 

tätig: 
Bundeskammer der gewerbL Wirtschaft: Dr. 'Rudolf KLAR 

Österro Fremdenverkehrswerbung: Dr. Kurt BROER 
Fremdenverkehrsverband für Wien: Wolfgang Jo KRAUS 

DKfmo Traudl LISEY 
Österro Rundfunk: Intendant Dro Alfred MACHER 

Dr o Walter SONNLEITNER 

Hartmut BÖSE 
Auslandsösterreicherwerk: Mag o Gerd RITTENAUER 
Austria Today GesomoboHo & Co. KG: György SE3ESTfEN 

Monika WEIHS 
Die Staatliche Wirtschaftskommission besteht aus dem Bundeskanzler 

oder einem von ihm bestellten Vertreter als Vorsitzender und 

aus je 4 von der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
und dem Österreichischen Arbeiterkammertag entsendeten Mitglie

demo 
Es wurden entsendet: 
GenoDiroioRo-- Prof. KR 

Dr. Herbert KOLLER 

Diro KR Dr o Hans Rudolf HEEGER 

Dir. KR Dro Rudolf KOHLRUSS 
Dir. KR Dr" Nargarethe 

Herbert SELNER 
AbgozoNR Alfred TESCHL 
Mag o Heinz VOGLER 
AbgozoNR Sepp WILLE 

OTTILINGER 

Gemäß § 2 Abso (2) do Verordnung d.Bundeskanzlers vom 

25 .. Juni 1974 mit beratender Stfmme: 

Bundesminister für Finanzen 
Dr. Herbert SALCHER 
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Bundesminister für soziale Verwaltung 
Alfred DALLlNGER 
Bundesminister für Hande1 9 Geweu.lndustrie 

Dre Dvwo Josef STARIBACHER 
Bundesminister für Verkehr 
AbgezoNR Karl LAUSECKER 
Landeshauptmann von Wien 
Leopold GRATZ 
Landeshauptmann von Steiermark 

Dr o Josef KRAlNER 
Landeshauptmann von Niederösterreich 
Siegfried LUDWlG 

vertreten durch 
SChef.DKfm.MARSCH 

vertreten durch 
Stadtrat Dr.MAYER 

Zu Sitzungen einzuladen sind jeweils der Betriebsinhaber und 
der Betriebsrat; Sachverstä~dige und Ausku~ftspersonen kö~nen 

beigezogen werden" 
Mitglieder der Industrieko~~ission: 
Vizekanzler Bundesminister a.D. 
DKfmo Dr. Hannes ANDROSCH 
Bundesminister Dro Gerhard WEISSENBERG (bis 1.10.1980) 

Bundesminister Alfred DALLINGER 
Bundesminister Dro Josef STARlBACHER 
Bundesminister Diplolngo Günter HAlDEN 
Staatssekretär Prof" DDr" Adolf NUSSBAUMER 
Präsident Abg.zeNR Anton BENYA 
Präsident Komrn"Rat Abg.Z.NR Ing.Rudolf SALLlNGER 
Präsident Bundesrat Adolf CZETTEL 

Präsident Dr" Hans LEHNER 
Präsident GenoDir. aoD" DKmf. Dr. Hans lGLER 

Präsident Minister a"D" Dr" Stefan KOREN 
Vizepräsident Minister a"D. lng.Karl WALDBRUNNER (bis 5.6.1980) 

Vizepräsident Dr. Karl MANTLER 
GenoDiro Dro Heinrich TRElCHL 
GenoDiro DKfmo Dro Wolfgang ERNDL 
GenoDir" Walter FLÖTTL 
Dro Friedrich SCHOELLER 
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Gen.Dir. Dkfm. Dr. Oskar GRÜNWALD 
Staatssekretär Hon.Prof. DKfm. Hans SEIDEL 
Univ" Prof .. Dr. Clemens August 'ANDREAE 
Univ" ·Profo· Abg.z.NR Ewald NOWOTNY 
Interministerielles Kontaktkomitee für die Koordinierung der 
bundesweiten Finanzierungs- und F':5rderungseinrichtungen: 
Österr.Invest-Kredit AG Dir. Dr. Harald LANG 

Dr. Reinhard SALHOFER 
Gen.Dir.Dr. Peter SCHRAMKE 

ÖKKAG 
rinanzierungs-Garantiegesellschaft 

Dir. Dr. Jörg SCHRAM 
Mag. Johann FEYERTAG 

Forschungs förderungs fonds der gew. Wirtschaft 
DKfm. Günter KAHLER 

BUrgschaftsfondsges.mbH Dir. Josef STEYRER 
Prok. Dr. Alois STATTLER 

Prok. Herbert HEINZEL 

BMfHGI SC OKfm. Gerhard MARSCH 
GessDKfm. Dr. Gerfried BUSCHAUER 
OR Mag. Christoph FABRIZII 

BMfF 
OR DKfmo Dr. Rudolf REIM 
OR Mag. Dr" Anton STANZEL 
OKomm.Mag.Dr. Ulrike MAGLOTH 
Mag. Bruno ROSSMANN . 

BMfsV Rat Mag. Dr. Horst BEDNAR 
OKomm" Dr. Kurt NEUFELLNER 

BMfV MR Mag. Dr. Gottfried BRAUNE 
Mag. Dr .. Johann BAUMANN 
MR DKfm. Dr. Herbert-NOSSEK 

BMfBuT MR DiploIng. Hermann LEBEDA 

MR Dipl.Ing. Herbert KORNFELD 
MR DKfm. Dr. Josef REISEL 
Mag. Peter REICHERT 
Mag. Kurt RÜCKER 
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BMILuF MR DiploIngc Hermann REBERNIG 
BMfWuF Dro Ulrike ROTHWANGL 

OKommoDro Reinhard SCHURAWITZKI 
Die Zusammensetzung des Österreichischen Raumordnungsbeirates 

der ÖROK hat sich seit 1978 nicht geändert. 
In der Beurteilungskommission zur tOSonderaktion des Bundeskanzler
amtes zur Stärkung entwicklungsschwacher ländlicher Räume 
in Berggebieten ÖsterreichsG sind folgende nicht dem Bundeskanzler

amt angehörende Beamte bzw o Experten vertreten: 

MR Dro Heinrich BECHINA p BMF (Mitglied) 
OR Dro Anton STANZEL p BMF (Ersatzmitglied) 
MR DiploIngo Otto GROIER, BMLuF (Mitglied) 
MR Dr. Gertrude WOREL p BMLuF (Ersatzmitglied) 
R Dro Horst BEDNAR p BMsV (Mitglied) 
KomoDro Kurt NEUFELLNER, BMsV (Ersatzmitglied) 
Ges o DKfm. Dr o Gerfried BUCHAUER p BMHGI (Mitglied) 
Dro Günter SCHEER p Bergland-Aktümsfonds (Mi tglied) 
Dro Hans GLATZ p Bergland-Aktionsfonds (Ersatzmitglied) 

In der Beurteilung,skommissi'Jn zur nSo1.derförderungsaktion 
Bund/Land Niederösterreich für das Waldvierteln SL1d folgende, 
nicht dem Bundeskanzleramt angehörende Beamte bzw. Experten 
vertreten: 
Bundesministerien:" 

OR Dro Anton STANZEL p BMF (Mitglied) 
MR Dro Heinrich BECHINA p BMF (Ersatzmitglied) 
Ges o DKfm. Dro Go BUCHAUERg BMHGI (Mitglied) 
OKomo Dro Werner KONAS, BMHGI (Ersatzmitglied) 
R Dro Horst BEDNAR p BMsV (Mitglied) 
Kom o Dro Kurt NEUFELLNER II BMsV (Ersatzmitglied) 

Land Niederösterreich: 
LAbgo Dro Otto BERNAU 
Abgo ZoNR Gustav VETTER 
LAbgo Alfred HAUFEK 
HR Dro Gerhard SILBERBAUER p Amt der NÖ LReg. 
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HR Dro Hans KLEEDORFER p Amt der NÖ LRegQ 
LAbgo Alfons BERNKOPF (Ersatzmitglied) 
HR Dr o Franz HLOUS o Amt der NÖ LRego (Ersatzmitglied) 

-Dr o Ewald KOSER p Amt der NÖ LRego (Ersatzmitglied) 
R Dr o Erwin SCHUTZBIER p Amt der NÖ LReg. (Ersatzmitglied) 

Mag o Otto-RÖSCH p Amt der NÖ LRego (Ersatzmitglied) 
In-der-Beurteilungskomrnission zur nSonderförderungsaktion 

Bund/Land Stei:ermark für die Ob~rsteiermarklV sind folgende 

nicht dem Bundeskanzleramt angehörende Beamte bzw. Experten 
vertreten: 

Bu~desministerien~ 

OR Dr. Anton STANZEL p BMF 

R Dr. Horst BEDNAR p BMsV 

Ges o DKfmo Dro Gerfried BUCHAUER g BMHGI 
Land Steiermark: 

HR Dro Franz KANDLER, Amt der Strnko LRego 
ORR Dro He BERGHAUS o Amt der- Strnko LReg. 
ORR Dr o Alfred KNIEPEISS p Amt der Stmko LRego 

Dr o Lo SIK p Amt der Stmko LReg o 

DiploIngo Ho PAIERL p Amt der Stmko LRego 

Mitglieder der Reaktorsicherheitskommission: 

UnivoProfo Dre Eo PLÖCKINGER 
Univ o Profo Dro WO KÜHNELT 
Direktor DiplQIng. Dr. Hubert BILDSTEIN 
DiploIngo Walter BINNER 
UnivoProf. DiploIng. Dro Helmuth RAUCH 
UnivoProfo Dr. Ernst LEDINEGG 

UnivoProfo DiploIngo Dr. Fritz PASCHKE 
UnivoProf. DDr. Adolf BIRKHOFER 
Abg.z.NR Josef WILLE 
UnivoProfo DiploIngo Dr. Paul Viktor GILLI 

UnivoProfo Dro Rudolf HÖFER 

Co J.. van DAATSELAAR 
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Mitglieder des Beirates für EntwicklungshiLfe (1978-1980) 

Gerhard BITTNER 

Dro Otto WINKLER 
Dro Herta PAMMER 
Prälat Dr. L. UNGAR 
Dro Herman KROBATH 
DKfmo BÜRSTMAYER 
MR Dro Othmar HUBER 
Dr. Arne HASELBACH 
AbgozoNR DDro Hans HESELE 

Abgoz.NR Herbert STEINBAUER 
Dro Friedrich GLEISSNER 
Sekretär Kurt PROKOP 

DiploIngo Walter KUCERA 
Sekretär Dro Maria MARQUET 
Proko Helmut KONDOR 
Dir o Philipp RIEGER 
Dr o Karl MAYRHOFER 
Dr. Martha KYRLE 
aOoGesouobevoBotschafter Dr.Wolfgang JUNGWIRTH 
Profe Walter HACKER 
DKfmo Dr. Kurt MAULER 

UnivoProf o Dr. Walter STÖHR 
Ulrich TRINKS 
UnivoASSeDiploIngo Dr. Harald WEINLÄNDER 

Der Beirat wurde ab 10 Jänner 1981 bis 31. Dezember 1983 neu 
konstituiert. 
Mitglieder weiterer Kommissionen und Beiräte, soweit sie nicht 
aus dem Dienststand des Bundesaknzleramtes kommen: 
Expertenkollegium zur Neuordnung der Grund- und Freiheitsrechte: 

HonoProfoDro LOEBENSTEIN (geschäftsführender Vorsitzender) 
Rechtsanwalt Dro DIETRICH 

Abg o UnivoProf. Dro ERMACORA 
AbgoUnivoDozo Dro Heinz FISCHER 
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_ Univo-Prof .. _ Dro FLORETTA 

Abg o Dro HAUSER 
Hofrat Dr.. KALTENBERGER 

UnivoProfo Dr .. KLECATSKY 
Hofrat KOBZINA 
Senatspräsident UnivoDozoDro LEHNE 
Hofrat Dr. LORA 
AbgoDro NEISSER 
Rechtsanwalt Dr. ROSENZWEIG 
Vizepräsident UnivoProfo Dr o RINGHOFER 
Rechtsanwalt Dr .. SCHUPPICH 
UnivoProfo Dro SCHWIND 
UnivoProfo DDr .. WALTER 
UnivoProf .. Dr .. WINKLER 

Redaktionskomitee~ 

HonoProfo Dro LOEBENSTEIN (Vorsitzender) 

UnivoProf" Dro KLECATSKY 
Senatspräsident Univ"DozoDr. LEHNE 
Rechtsanwalt Dr .. ROSENZWEIG 

Univ"Profo DDro WALTER 
UnivQProfo Dro FLORETTA 
UnivoProf o Dro ÖHLINGER 

Für Fragen der sozialen Grundrechte wurde auch Sektionschef 

Dr. MARTINEK beigezogen .. 
Hinsichtlich der beiden Kontaktkomitees mit Vertretern der 
beiden Volksgruppen verweise ich auf die Anfragebeantwortung 

aus dem Jahre 19760 

In der Zusammensetzung der Kommission zur Vereinheitlichung 
und Vereinfachng der österreichischen Rechtsordnung ist gegen
über der Mitteilung in der letzten Anfragebeantwortung keine 
Änderung eingetreteno E? gehö!en ihr daher folgende Mitglieder 
an~ 
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Sektionschef i.RoDr. Viktor HACKL 
Präsident des Verwaltungsgerichtshofes i.R. 
Dr. Sergius BOROTHA 

Sektionschef i.Ro Dr. Euqen SERINI 
Univ.Prof. Dro Fritz SCHÖNHERR 

Verwaltungsreformkommissi0n: 
Gegenwärtig . gehören der VerwaltU?lgsreformkommission folgende, 

nicht dem Bundeskanzleramt angehörende Mitglieder an: 

AbgoUnivoProf.Dr.Felix ERMACORA 
DKfm. Dr o Theobald ETTEL 

GenoDiroDroWalter FREMUTH 
Min.Rat Tibor KARNY 

Univ.Prof. DKfmo Dr. Herbert KRAUS 

Hon.Profo Dr. Edwin LOEBENSTEIN 
UnivoProf. Dr. Theo ÖHLINGER 

Univ.Profo Dr. Gerhard REBER 
Dr. Albert SCHMIDT 

Dr. Helmut SCHUSTER 

Reg.Rat Rudolf SO~MER 

UnivoProf o DDr. Karl WENGER 

UnivoProfo Dr. Norbert WIMMER 
Die Kommission zur Wahrung des Rundfunkgesetzes setzt sich 

aus folgenden ressortfremden Mitgliedern zusammen: 

Dr. Günther WORATSCH (Vorsitzender) 
Präsident Dro Walter WOLF 

Dr.. Peter ANGST 
Richter des OLG Dro Al~is DOPPLER 

Dro Udo JESIONEK 
Senatspräsident Dr. Franz OBHCLZER 

Senatspräsident Dr. Günther PlTLLEZ 
Hofrat des OGH Dr o Eduard SCHNEIDER 
Senatspräsident des OGH Dr. Walter SCHRAGEL 

Vizepräsident Prof. Friedrich FEHRINGER 

Dro Walter GEPPERT 
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Zentralsekretär Josef SCWNEINZER 
Magister H.erbert VYTISKA 
Redakteur Hans FELLINGER 
UnivGProf .. Dr .. Theo ÖHLINGER 

Rechtsanwalt Dr .. Heinrich ORATOR 
Dipl.Ingo Dr" Helmuth SCHATTOVITS 

Die Arbeitsgruppe zur Koordiniertmg von Vorschlägen zu einer 

Reform der Bundesverfassung hat folgende, nicht dem Bundes

kanzleramt als Beamte angehörende Mitglieder: 
Präsident des Rechnungshofes Dr. BROESIGKE 

Abg.Univ.Doz.Dr. FISCHER 
Dr o KOSTELKA 
AbgoUniv.,Prof. Dro ERMACORA 
Abg.Dr. NEISSER 
Abg.Dro FRISCHENSCHLAGER 
Landesamtsdirektor aoD. Dr. GRABHERR 
SR Dr. PONZER 
Hofrat Dr o KORN 
SR Dr. WALTER 
Univ o DozoDr .. NEUHOFER 

Dem Rat für Auswärtige Angelegenheiten gehören - außerhalb 
des Bundeskanzleramtes - an: 

Vizekanzler Dro SINOWATZ 
Bundesminister für Ausw., Angelegenheiten Dr. PAHR 

Präsident des Nationalrates BENYA 
Abg.Univ.Doz.Dro FISCHER 
Abgo DDro HESELE 
Abg. MARSCH 
Abg .. Dro STEINER 

Abg .. Dr. MOCK 
Abg .. Dro GRAF 
Abg .. Dr. STEGER 
GenoSekr .. für Ausw.Angelegenheiten Botschafter 
DDr. HINTEREGGER 
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Dem Volksgruppenbeirat für die ungarische Volksgruppe gehören 

an: 
juliane TÖLLY 
Bgm. josef SEPER 
Dro Karl SEPER 
Diro Johann MOOR 
Profo Ludwig SZEBERENYI 
Stefan KULMANN 
Po Dro Tibor RADNAI 
LSI Dre Isure GYENGE 
Wilhelm SEPER 

Dem Datenschutzrat gehören - abg~sehen von 2 Bediensteten 

des Bundeskanzleramtes - an: 
a) als Mitglieder: 

Dro Friedrich BOCK 

Dro Alfred DUSCHANEK 
Abg o zoNR Univ.Prof. DroFelix ERMACORA 

AbgozoNR Dro Walter HAUSER 
Abgo zoNR Ingo Hans HOBL 
Senatsrat Diplolngo Lucian KOLOSEUS 

Dro Peter KOSTELKA 
Landesamtsdirektor Dr. Werner-tOBENWEIN 

woHofratODre ötto MAIER 
Oberregierungsrat Dr .. Peter REINB.ERG 
Oberrat Dr. Norbert ROZSENICH 
Dro Albert SCHMIDT 
Leitender Sekro der Arbeiterkammer Wien Abg.z.NR 
Dro Ernst Eugen VESELSKY 
Prof o Dr o Karl-Heinz WOLFF 

b) als Ersatzmitglieder: 
Diplslngo Walter ANNER 
Dr. Michael ARIE 
AbgozoNR Helmut BRAUN 
Abgoz.NR Dro johannes GRADENEGGER 
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Ing. Franz-HEUSCHMIDT 
Oberamtsrat Peter KURNIK 

Dipl.Ing. Dro Wolfgang LAUBER 
Dro Richard LEUTNER 
Direktor Herbert LUGMAYR 

Univ.DozoDr. Hans NEUHOFER 
Abg.zoNR Dr .. Fritz PELIKAN 
weHofrat DiploIngo Ludwig STARKL 
Landesamtsdirektor-Stellvertreter Hofrat Dr.Ralf UNKART 
Mago Norbert VANAS 

Der Datenschutzkommission gehören - abgesehen von 2 Bediensteten 

des Bundeskanzleramtes - an: 
a) als Mitglieder: 

Hofrat Dr. Friedrich KUDERNA 
Kontrollamtsdirektor Dro Fritz DELABRO 
woHofrat Mag. Josef WALLIG 

b) als Ersatzmitglieder: 
Hofrat des OGH Dr. Leopold STIX 
Senatsrat Dr. Peter PROCHASKA 
ORRat Dr. Willibald LIEHR 

Der Kommission für den verstärkten Schutz vor Mißbrauch bei 
der Vergabe und Durchführung öffentlicher Aufträge gehörten 
folgende Mitglieder an: 

Präsident des OGH ioR. Prof.Dr.Franz PALLIN (Vorsitzender) 
Präsident des Rechnungshofes a.D.Dr.Jörg KANDUTSCH 

(Vorsitzender-Stellvertreter) 
Präsident' des Verwaltungsgerichtshofes i. R. 
HonoProf.DroEdwin LOEBENSTEIN (Vorsitzender-Stellvertreter) 
Wirtschaftsprüfer DKfm. Dr.Robert BECHINIE 
Oberstaatsanwalt ioR. Dr.Hagen FISCHLSCHWEIGER 
Präsident der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer 
Dr. Leo KALTENBÄCK 

Emer.ooUniv.Prof.Dro Walter KASTNER 
ooUnivoProfoDr. Reinhard MOOS 
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Rechtsanwalt Dr o Wilhelm ROSENZWEIG -

Präsident der Finanzprokuratur i.R.Dr.Wilhelm TRIMMEL 

ooUnivoProf& DDro Karl WENGER 

Der Kommission zur Erarbeitung von Vorschlägen im Interesse 

der Objektivierung der Postenvergabe im verstaatlichten Bereich 
gehörten an: 

Dr .. Georg ~NAILAND 

UnivoProfo Dro Peter DORALT 
Prok.Dr. Karl TAMBORNINO 
Sekr. Dr. Rai~er MORITZ 
RA Dro Peter ftlRABETZ 

Zu Frage 7 : 

Die Mitglieder der Personalvertretungs-Aufsichtskom~ission 
haben im Vorjahr gemäß § 41c des Persoflalvertretungsgesetzes 
folgende Vergütungen erhalten: 

SenProdes OGH 
Dr.Walter SCHRAGEL 
Hofrat des OGH 

DroGÜTIter SCHUBERT 

Hofrat des OGH 

DroKarl MÜLLER 

MinoRat 

12.12 .. 1977-

30&1101978 

S 560837 p 50 

S 34 .. 375 9 --

DroHerbert ZIEGELWANGER 

MR DroAlfred-HEINL S 170875,-
Präsident doFinoProko 

Dr.Gerard KÖCKEIS S 17.875,--

1 01 2 .. 1978- 1012.1979 

30.1101979 30 .. 11 .. 1 980 

S 28.950,- 84 .. 125,--

S 16 .. 600 p -- 460900,--

S 9.100,-- 26.650,--

S 9.100,-- 260650,--
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Beim familienpolitischen Beirat sind keine Entschädigungen 
(außer Reisegebühren nach den einschlägigen BestiTlL'1lungen der 
Reisegebührenvorsch"ri{t1955 9 BGBl o Nr. 133/1955, in der gelten
den Fassung) vorgesehen. Für die Teil"lehIner in den" in der 
Beantwortung zu Frage-3 angeführten neuen Gremien gibt es 
-mit"Ausnahme verschiedentlich anfallender Reisekosten -

keine Entschädigungo 

Bezüglich der Entschädigung der Mitarbeiter an den Projekt
gruppen zum Familienbericht 1979 ersuche ich, diese der Anla
ge I zu entnehmeno 

Für die Mitarbeit am Fachstab, in der Projektgruppe t'Staatsqru.."ldnetz" 
und in der Arbeitsgemeinschaft "Statistik" wurden bisher weder 
Entschädigungen noch Entlohnungen ausbezahlto 

Für die Mitarbeit im Rahmen der ADV-Koordination sowie der 
Projektgruppe ZAS werden weder Entschädigungen noch Entlohnungen 
ausbezahlto 

Die MitglEqschaft in .de~ Kommission über die Förderung der 
Presse bzwo in den Beiräten über die Förderung staatsbürgerli
cher B.ildung:sarbeit im Bereich der POlitischen Parteien so'vie 
der Publizistik sind ehrenamtlich und unentgeltlich. 
Auch dt~ Mi~glieq~~ de~ publizistischen Arbeitsgemeinschaft 
erhalten keine Entschädigu~g. 

Die Mitglieder der Staatlichen Wirtschaftskommission üben 
ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus, nicht im öffentlichen Dienst 

s tehend~ Mi ~glied~_r sowie Sachvers tändige oder Auskunftspersonen 
haben Anspru<;h auf Ers~tz der notwendigen Reise- und Aufenthalts
kosten sowie für Zeitversäu~1isse nach den Bestimmungen und 

Tarifel'!. die für d~e: Schöffen nach de~ Gebührenanspruchsgesetz , 
BGBlo Nr. 179/1965, gelteno Darüber hinaus geltende Ansprüche 
der SaChverständigen sind nach der für sie geltenden Gebühren
ordnung festzusetzen. 
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Für die Sitzungen der Reaktorsicherheitskommission werden 
Reise- und Aufenthaltskosten p smlleit sie anfallen, nach Reise
gebill1renstufe 5 der RGV 1955 abgegolten. Darüber hinaus werden 

jenen Institutionen p die an den von der Reaktorsicherheits
kommission zu erstellenden Gutachten für den Unterausschuß 
des Handelsausschusses (Kernenergie) mitarbeiten, ihre tat
sächlichen Auf'lTendungen (Personal und Materialkosten) ohne 
Honorar vergütet. 
Auch die Mi tglieder der Industriekornmission üben ihre 'Tätigkeit 
ehrenamtlich aus n 

Mit Verordnung der Bundesregierung 'fom 18. November 1930, 
SGBL Nro 522 9 wurden die Si tzu'1qsqelder der Komrnission zur 
fdahrung des Rundfunkgesetzes neu festqelegto Die bisherige 
Regelung (EntschädiguYlg pro Fall) 'lTUrde ZU.gu:1sten ei:1er aus
schließlichen Zeitentschädigu~g aufgegeben, da die Fallentschä
digung sich bei Massenbeschwerden als problematisch erwiesen 
hato Weiters wurde die Entschädigung des Berichterstatters 

der des Senatsvorsitzenden angeglichen. 

Die Vergütung für die Mitglieder der DatenscIDAtzkomITLission 
wird durch die Verordnung der Bundesregierung vom 30.Septem
beI' 1980, BGBlo Nro 427 geregelt. 

Die Sitzungsgelder der Mitglieder des ungarischen Volksgruppen

beirates ergeben sich aus der Verordnung BGBl. Nr. 329/1979. 

Die Mitglieder der restlichen - hier nicht mehr aufgezählten 
- Kommissionen o Beiräte und Projektgruppen versehen ihre Tätig
keit ehrenamtlich o 
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Zu den Fragen 8 bis 12 : 

Im Hinblick darauf 9 daß dieser Fragenkomplex nur mehr zum 
Teil die bisher genannten Beiräte p Ko~~issionen und Projekt
gruppen berührt, mächte ich unter Hinweis auf die Beantwortung 
der Frage 5 nur mehr jene erwäh~en, zu 'lIelchen eine Aus sage 
zu machen ist. Aufgrund der Nat-::tr der Tätigkei t werfen die 
meiste~ Beitäte etc. Finanzieruagsfragen nicht auf, sodaß 
sich die Erstellung von Finanzierungsplänen erübrigt. 

Bei der Aufgabenstellu1.g des Fachstabes der Umfassenden ~jandes
verteidigung und der Arbeitsgemeinschaft "Statistik" ZoB. 
handelt es sich um Fragen der Koordination, bei der Projekt
gruppe 'OStaatsgrundnetz lV um Einweisuflg, Übung und ÜberprüfUYlq. 

Die budgetmäßige Abdeckung sowie die Erarbeitung von Finanzierungs
plänen bleibt den jeweils sachlich zuständigen Stellen vorbe
halten" 

Auch bei der Aufgabensteilung der ADV-Koordination handelt 
es sich bloß um koordinierende Tätigkeiteno Die budgetmäßige 
Abdeckung der Realisierung und die damit verbundene Erarbei
tung von Finanzierungsplänen ist somit den einzelnen Ressorts 
vorbehalteno 

Zur Projektgruppe Zentrales Ausweichsystem ist zu be'merken, 
daß die budgetmäßige Abdeckung sowie die Erarbeitung der Finanzie
rungspläne-nach-Abschluß der Vorarbeiten vom Bundesministerium 
für Finanzen vorgenommen wird. 

Zu den Fragen betreffend die Abhaltu:J.g VO'1 Enqueten u:1d deren 
Ergebnisse teile ich folgendes mit. 

Durch die Zunahme von Familienberatungsstellen im gesamten 
Bundesgebiet und des beratenden Personals wurden im Jahre 
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1978 in Hallein und Wien jeweils zweitätige Informationstagun-
gen für die in den Familienberatungsstellen tätigen Familien
berater abgehalten. Im Jahre 1979 fand i~ Wien' eine zweitätige 
Tagung statt. Im Zusammenhang mit der bereits erwähnten gesetz
lichen Neuordnung der Zuständigkeit in Angelegenheiten der 
FamilienpOlitik fällt die Betreuung der Familienberatungs
stellen nach dem Familienberatungsförderungsgesetz (BGBl.Nr.80/74, 
in der geltenden Fassung) ab dem Jahre 1980 dem Bundesministe
rium für Finanzen zu. 

Die Informationstagungen dienen dem Gedanken- und Erfahrungs
austausch sowie der Fort- und Weiterbildung durch Abhaltung 
von Seminaren und Referaten unter der Leitung von Fachleuten 

(Ärzte p Sozialarbeiter p Juristen und Psychologen) .. So wurden 
bei diesen Veranstaltungen des Bundeskanzleramtes im gefragten 
Zeitraum im besonderen Fragen des neuen Kindschafts- und Ehe
rechtes p der Scheidungsreform und sozialversicherungsrechtliche 
Auswirkungen sowie der institutionellen Hilfen im Zusammenhang 
mit der Geburt eines Kindes behandelt; i~ Arbeitsqruppen wurden 
dann jeweilS Fragen aus der Beratungspraxis erörtert. 

Zusammenfassende Berichte über die jeweiligen Taqungen sowie 
die ManUSkripte der Vortragenden wurden allen Tagungsteilnehmern 
für ihre Tätigkeit in den Familienberatungsstellen schriftlich 
zur Verfügung gestellt p sodaß das bei den Informationstagungen 
vermittelte Wissensgut bei der praktischen Tätigkeit in den 
Beratungsstellen einen fundierten Niederschlag finden kann. 

Im Jahre 1979 fand die 10 Österreichische Frauenenquete statt. 

Im Jahre 1980 fOlgten die 2. und 3. Frauenenquete sowie die 
"Schulbuchenquete" .. Im Jahre 1981 sind die 4 .. Frauenenquete 
und die Enquete zur "Situation der Musikerinnen in Österreich" 
in der ersten Hälfte des Jahres durchgeführt worden; für die 
zweite Jahreshälfte steht die 5 .. Frauenenquete in Vorbereitung. 
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In der 1. Österreichischen Frauenenquete wurden die Probleme 
aufgeworfen p die den Gegenstand der folgenden drei Enqueten 
bilden sOllten. Besonders hervorgehoben seien an dieser Stelle 
die Problemkreise der Frauen in den Medien, der Frauenbildung, 
der Unterrepräsentation der Frauen im öffentlichen Leben, 
einer frauenfreundlicheren Gesetzgebung und Verwaltung sowie 

der gesamte Komplex der Frauen im ländlichen Raum. 

Im folgenden wird näher ausgeführt: 
1) Frau in den Medien 
~vurde in der 2. yrauenenquete ~äher diskutiert; bis zur 3.Frauen

enquete wurde dann das KO:1zept der Aktion "Medienbeobachtung" 
erstellt p das nach seiner Bequtachtung im Rahmen der 3.Frauen
enquete realisiert wurdeo 

2) Bildung 
In der 2. Frauenenquete wurden konkrete Maßnahmen zu einer 
Revision der Lehrplä~e und der Schulbücher zur Überwindung 

der Rollenbilder in der Erziehung diskutiert. 

In der 30 Frauenenquete wurde dann die Erstellung von Richt
linien für die Schulbücher gefordert, die als Ergebnis der 
Schulbuchenquete noch angeführt werden. 

Auch die Hausfrauenseminare "Selbstbewußtsein kann man lernen" 
gehen auf Anregungen der Frauenenquete zurück. 

3) Frau im öffentlichen Leben 
Hier griffen die T~ilnehmer der 3. Frauenenquete vor allem 
das Problem der Musikerinnen heraus0 Dies war der Anlaß für 
die Musikerinnenenquete, die Künstlerinnenkonfrontation sowie 
weitere noch in Vorbereitung stehende Veranstaltungen mit 
Kfu1stlerinneno 
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Die Überprüfung bzw., ;\nderung bes timmter gesetzlicher Normie
rungen~ die Frauen betreffen o gehen ebenfalls nicht zuletzt 
auf Ergebnisse der Frauenenqueten zurück., Besonders hervorge

hoben seien die Aufhebung frauendiskriminierender Eheverbote, 
die bevorstehende Novellierung des Staatsbürgerschaftsgesetzes, 
die Kritik am Entwurf eines Wiener Landespolizeigesetzes, 
die ergänzenden Richtlinien für die Begutachtung von Gesetzen 
im Hinblick auf Differenzierungen von Männern und Frauen, 
sowie Vorschläge zum Unterhaltungsrecht, die auch in den inter
ministeriellen Arbeitsgruppen diskutiert werdeno 

Auch i~ das im Rahmen der interministeriellen Arbeitsgruppe 
zur Förderung der Chancengleichheit u1d Gleichbehandlung der 
Frau im öffentlichen Dyenst erarbei tete Förderu:1qsprogramm 
für Frauen im öffentlichen Dienst wurden Ergebnisse der Frauen

enqueten aufgenommen" 

i) Frau im ländlichen Rawn 
Nachdem sowohl in der 2 .. p3 0 als auch Hl der 40 Frauenenquete 
dieser Problemkreis ausführlich Behandlung erfahren hat p laufen 

derzeit Projekte für eine Verbesserung der gesundheitlichen 
Versorgung der Frauen im ländlichen Rawn und für eine Umstruk
turierung der Ausbildung der Frau am Landeo Diese Fragen 
erfahren auch ,eine weitere Behandlung im Arbeitskreis Bäuerinnen. 

2) Fraueninitiativen 
Der Wegweiser für Fraueninitiativen loSchritt für Schritt" 
wurde in der zweiten Frauenenquete vorgeschlagen p der Ent
wurf wurde in der dritten Frauenenquete besprochen. Die Bro
schüre ist bereits vor der vierten Frauenenquete erschieneno 

6) Frau und Gesundheit 
Dieser Problemkreis wurde erst in der 4Q Frauenenquete aufge

worfeno Es ~ollen Vorschläge und Projekte zur Verbesserung 
des Gesundheitszustandes der Frauen ausgearbeitet werden., 
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Enquete zur 90Si tuatiot1_4-er Musikerinnen in Österreich": 
Experten referierten bei dieser Veranstaltung im Frühjahr 

1981 über die besonderen Schwierigkeiten, denen sich Musikerinnen 

in Österreich gegenüberseheuo Hier wird versucht, in Zusammen

arbei t mi t engagierten Musikerinnen d'l.rch Gespräche mi t den 

Verantwortlichen der Orchester el:1e Änderung und Abhilfe für 

die' schwierige Si tuation zu erreieh''=:l':. Diese Problematik wird 

in der interministeriellen Arbeitsgruppe zur Behandlung frauen

spezifischer Angelegenheiten in Kunst und Kultur, welche erst 

nach der Musikerinnenenquete installiert wurde, nunmehr weiter 

diskutiert und bearbeitet. 

"Schulbuchenquete"...!. 
Aufgrund der in der interministeri.ellen Arbeitsqruppe zur 

Behandlung frauenspezifischer Angelegenheiten im 3ereieh des 

Unterrichtswesens erfolgten Vorarbeiten wurden bei dieser 

Enquete - gemeinsam mit dem Bundesminis teri U;l1 für Un terrien t 

und Kunst - Richtlinien für eine realitätsbezogene Darstellung 

von Frau und Mann in den österreichischen Schulbüchern vorge

stellt" 

Projekte werden jeweils in den auf die Frauenenqueten folgenden 

Wochen in Angriff genommen (z .. B .. die Durchfül1ru..'1.g zustäzlicher 

Verans tal tungen WIe Hus ikeril'L'1.enenq'vee te , .. md .3chulbuchenque te 

oder der Start der Aktion "Medienbeobachtung"). 

Auch die Auftragsvergabe für die Broschüre "Schritt für Schritt" 
erfolgte im unmittelbaren Anschluß an die 2. Frauenenquete; 

die Broschüre wurde innerhalb eines k:1appen Jahres fertigge
stellto 

Bezüglich legistischer Maß.1.ahmen und 'l1a3nahJi\en im Bereich 

der Vollziehung sind Verhandlungen mit verschiedenen Ressorts 

und Interessenvertretern notwendig, sodaß der Zeitplan nicht 

allein vom Bundeskanzleramt erstellt werden kanne 
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Die gesamte Öffentlichkeitsarbeit p die Einflußnahme auf den 
Bewußtseinsbildungs- und Politisierungsprozeß p der gerade 
für den Bereich der Fraue.'lpolitik große Bedeutung zukommt, 
muß ständig geleistet werden und ist an keinen Zeitplan ge
bundeno 

, , 

Die erwähnten Aktivitäten wurden aus den für die Familienpolitik 
bzwo F-rauen:frägen vorgesehenen Krediten bedeckt, wofür im 

jahre 1978 S 4 p2400000,--p im jahre 1979 S 7 9 0000000 9 -- 0 im 
Jahr 1980 S 1 v5740000 9 -- veranschlagt waren und für das Jahr 
1981 S 2 0 2500000 0-- veranschlagt sindo 

Der Unterschied zwischen der Dotierung für 1979 und 1980 ist 
auf die Aufstockung bzw o Kompetenzverschiebung der Staatssekre
täre im Bundeskanzleramt Elfriede KARL g jetzt Bundesministerium 
für Finanzen p und johanna DOHNAL zurückzuführeno Da zum Zeitpunkt 
der gegenständlichen Kompetenzverschiebung Ende 1979 der 
Bundesvoranschlag für 1980 auf Beamten- und Ministerebene 
bereits verhandelt warp wurde Frau Staatssekretär DOHNAL 
im Bundeskanzleramt im Ei.'lvernehmen mit Frau Staatssekretär 
KARL eine anteilige Quote für das Jahr 1980 in obbezifferter 
Höhe zuerkannto 

Das Bundeskanzleramt führte darüber hinaus am 230 Juni 1979 

in Zwettl eine Enquete zum Thema "Entwicklungsschwache lä.'ldliche 
Räume im Berggebiet mit derzeit eingeschräl1kten Erwerbsmöglichkeiten" 
durche Die Ergebnisse der Enquete fanden in den Richtlinien 
des Bundeskanzleramtes für die Vergabe von Förderungsmittela 
aus der Sonderaktion des Bundeskanzleramtes zur Stärkung ent
wicklungsschwacher ländlicher Räume in Berggebieten Öster-
reichs ihren Niederschlago Die Ergebnisse der Enquete und 
die Förderungsrichtlinien wurden im Rahmen der Schriftenreihe 
~Raumplanung für Österreich~o Hefte 1/79 und 1/80 veröffentlicht. 
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Auch wurde am 28. Juni 1979 in Mühlbach am Hochkönig eine 
Enquete zum Thema "Naturschutz und Seilbahnbau" durchgeführt. 

Die Referate und Diskussionsbeiträge, die bei der Enquete 
gehalten bzw. geleistet wurden, sind in der Schriftenreihe 

"Raumplanung für Österreich 19 Heft 2/79, publiziert wordeno 

Am 3. Oktober 1980 wurde eine Enquete über "Bürgernahe Verwaltung" 

abgehalten. 
Die Referate und Diskussionsbeiträge der Enquete über "Bürger
nahe Verwaltung" wurden im Heft 4 der'vom Bundeskanzleramt 
herausgegebenen Schriftenreihe zur VerwaltUngsreform, das 
auch dem Parlament zugeleitet 'vurde, publiziert. Die Ergebnisse 
dieser Veranstal tU'1g dienen als Gru1dlage für den wei teren 
Ausbau der Servicefunkti'J 1en der Bundesverwal t1L'lg, wie er 
- um nur zwei Beispiele zu nen1en - etwa ifJ. der Einrichtung 
von Verwaltungsauskunftsstellen bei den BundesmLüsterien 
und bei der Verbesserung des Formularwesens seinen Ausdruck 
findet .. 

Bei den in der Enquete "Bürgernahe Verwaltung" aufgeworfenen 
Fragen handelt es sich um essentielle Probleme der Verwaltungs
reform, die einer langfristigen Reformperspektive bedürfen. 
An konkreten Einzelmaßnahmen wären in diesem Zusammenhang 
zu erwähnen: die Herausgabe von Richtlinien für eine verbesser
te Formulargestaltung im Jänner 1981 und die EinriChtung von 
Auskunftsstellen bei den Bundesministerien bis längstens Okto
ber 1981. 

Der den Bundeskanzler 
gemäß Art. 69 Abs. 2 B-VG 
vertretende Vizekanzler 
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P.~~i~ht der B~nd~sreqier~~g über eie Situatio~ cer Fnwili~ in Ö3ter=eich 

Fa~ilienbericht 1979 

Autoren: 

Eeft 1 - Struktur und Eedeut~,gs~andel 
der Familie; 
Familie und Freizeit 

Uni v. Prof. Dr. t.;olfgang SCHULZ 
(Projektlei ter) 
IF~S . 
UnIv.Prof.Dr. Gustav FEICRTINGER 

Dr. RichZ!rd GISSER 

Dr. Horst HAUS.Zlo 

Univ.Ass.Dr. Reinhold KNOLL 

: Joharln L.?..DSTÄTr::R 

Univ.Ass.Hag. Gerhd.:.cd l-".AJCE 

Prof. Franz NOWAK 

Österr. Institut für Raumplanung 

Dr. Bettina SCHHEIKAL 

Univ.Ass.Dr. Hi~ee v~!SS 
Dr.Gerhard BO~~~I 

Heft 2 Familie ~~,Recht~ 
Familie und abweichendes Verhalten 

~nSekr.Dr. Gerhard EOPF 
(Projektleiter und Verfasser in Zusammenarbeit 

mi t Uni v. Prof. Dr. Tl:leo ÖBLINGER, MinRat 
Dr. Alfred WCBEK und 1·1inSekr. Dr. Roland HIKLAU) 

Ludwig Boltzmann-Inst1tut für Kriminalsoziologie 

Heft 3 ~ Er:iehurig und Ausbildung 

HinSekr.Dr. Eva KNOLLMAYER 
(Projektleiter) 

Dr. Gunter FA.LK 
, 
Dr. ~~rina FISCHER-KOWALSKI 
(gemeinsam mi~ Mag. Halter STEINBACHER) 

Dr. Richard GISSER 

Prqf.Dr. Henrik KREUTZ 

Dr. Norbert KOTALEK 

Uni v. Ass. Dr. Bernhard RA~.AYR 

Dr. wolfgang SCHMIDL 
(gemeinsam mit Dr .. Karl Eeinz GRUBER 

und Uni v. Dez. Dr.. Jose f TEOUHAUSER) 

--_ ..... __ .... _.-_ .... #.---- Übertrag 

EonorZ!re: 

S '155.520,-

" ljrJ~8:~0 .. 
•• 31.320 , -
.. 

14.200,-.. 5.400 / -

" 31.320,-

" 18.360,-
.. 10.800,-
., 16.200,-
.. 

12.200,-
.. 25.600,-
.' 2.000,-

.. ' 38.000,-

.. 115.000,-

.. 20.000,-

.. 23.000,-

.. 50.000,-
" 43.000.-' 
.. 5.000,-
.t 20.000,-

' .. 10.000,-

" .30.000,-.. 35.000,-
"" 10.000,-. .. 35.000.-

S 982.226,10 
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Dr. Harald SEIDL 

Dr. Ingrid STROBL 

Helga STUBIANEK 

Dr. Sylvia WALLINGER 

- 2 -

Heft 4 - Wirtschaftliche und soziale 
Situation der Familie 

Dr. . Edi th KREBS 
(Projektleiter) . 

Dr. Brigitte ARNDORFER. 

Karoline BOGNER 

Mag. Karl DIRSCHMID 

Dr. Walter DITTRICH 

Dr. I!"t:!ne~ GELDNE:R 

Johann KINlGADNER 

Dipl. V\" .Herbert KRÄMER 

Dr. Gottfried MOLD 

Dr. Nargarete SCHWARZ 
(gemeinsam mit Dr. Ingrid SCHÄFFER) 

Minaat Dr. Herbert TESCHNER 

Heft 5 - Familie und Wohnen 

Dipl.lng. Rudolf FUHRMANN 

Ubertrag 

(Projektleiter Sektionschef Dr.Josef KAZDA) 

Heft 6 - Familie und Gesundheit 

Österr." Bundesinstitut für Ges~~dhaitswesen 
(Projektleitung) 

Gesamtredaktion 

Dr. Trautl BRANDSTALLER 

" . 
'\ 

.. SUll\me 

982.220,10 

S 6.000,-

.. 10.000,-

.. 20.000,-
n 10.000,-

.. 20.000,-

.. 15.000,-

.. 5.000,-

.. 10.000,-
It 5.000,-

" 15.000,-

It 5.000,-

" 15.000,-
It 5.000,-
n 15.000,-.. 15.000,-
11 20.000,-

.. 70.000,-

.. 389.000,- -

.. 60.000,-

. ."1 , 692.2~.6 ~ 10 . 
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